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Vorwort

Liebe PARITÄTERINNEN und PARITÄTER,  
liebe Leserinnen und Leser!

Einen Jahresbericht zu erstellen bedeutet auch ei-
nen Augenblick innezuhalten, die Erfolge und die 
Probleme des vergangenen Jahres Revue passieren 
zu lassen und eine Bilanz zu ziehen.

„Gegen Armut und Ausgrenzung und für kulturel-
le Teilhabe“ war das Schwerpunktthema 2010 und 
2011. Dieses Thema hat in vielen Regionen Initiativen 
angestoßen. Das gesellschaftliche Bewusstsein, dass 
Teilhabe auch soziokulturelle Teilhabe heißen muss, 
wie es das Bundesverfassungsgericht in seinem 
Urteil vorgegeben hat, konnte hoffentlich erhöht 
werden. Mit dem Pilotprojekt „Mittendrin − Kultur 
entdecken. Frei für alle.“ des PARITÄTISCHEN Wies-
baden konnte beispielsweise eine bemerkenswerte 
Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und Famili-
en aus benachteiligten Stadtteilen an hochwertigen 
Kulturangeboten der Stadt Wiesbaden ermöglicht 
werden (siehe Seite 43).

Eine ganz andere Form der Förderung von Teilha-
be war der erstmalig ausgeschriebene Architektur-
wettbewerb zum Umbau bestehenden Wohnraums 
nach den Kriterien der Barrierefreiheit. Nur durch 
solche beispielhaften Entwürfe wird mittelfristig das 
gleichberechtigte Miteinanderwohnen in Städten 
wie auf dem Land von Menschen mit und ohne Be-
hinderungen möglich (siehe Seite 36).

In seiner Rolle als Dachverband zahlreicher sozi-
aler Einrichtungen hat der PARITÄTISCHE Verant-
wortung für den Schutz vor sexualisierter Gewalt 
übernommen. Es ist nicht hinzunehmen, dass Kin-
der, Jugendliche und auch Erwachsene Opfer von 
Machtausübung, Grenzverletzungen und sexuellem 
Missbrauch in der Familie, im sozialen Nahfeld oder 
aber im institutionellen Kontext werden. Deshalb 
hat der PARITÄTISCHE Gesamtverband gemeinsam 
mit dem PARITÄTISCHEN Hessen eine Arbeitshil-
fe mit dem Titel „Schutz vor sexualisierter Gewalt 
in Diensten und Einrichtungen“ entwickelt. Diese 
Arbeitshilfe informiert über die Entwicklung von 
Präventionsmaßnahmen und die Überprüfung von 
Organisationsstrukturen und leistet einen Beitrag, 
die Sensibilität in Bezug auf Grenzverletzungen und 

Machtmissbrauch zu schärfen. Damit und mit dem 
mittlerweile online gegangenen Internet-Informa-
tionsportal zu Beratungsstellen, Fortbildungen und 
Präventionsmaßnahmen gegen sexualisierte Gewalt 
auf unserer Homepage sollen die PARITÄTISCHEN 
Mitgliedsorganisationen bei ihren Maßnahmen zum 
Schutz vor Missbrauch in den Einrichtungen unter-
stützt werden.

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine anregen-
de Lektüre dieses Berichts über die vielfältigen Ak-
tivitäten des PARITÄTISCHEN in Hessen im zurücklie-
genden Jahr 2011.

Ihr Günter Woltering
Landesgeschäftsführer

Ihr Dr. Wolfgang Werner
Vorstandsvorsitzender
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R e f e r a t

Recht

Wer zahlt die medizinische 
Behandlungspflege?

Die im Sommer 2010 aufgenommenen Verhandlun-
gen zur Frage der Finanzierung der medizinischen 
Behandlungspflege in stationären Behindertenhilfe
einrichtungen zwischen dem Landeswohlfahrts
verband Hessen (LWV) und der Liga der Freien 
Wohlfahrtspflege wurden in 2011 fortgeführt. Die 
in einem vor dem Bundessozialgericht anhängigen 
Verfahren erwartete Rechtsklarheit blieb leider aus, 
weil der verklagte Sozialhilfeträger seine Zahlungs-
verpflichtung gegenüber der Bewohnerin einer 
Behindertenhilfeeinrichtung anerkannte. Das Ge-
richt stellte aber klar, dass nach seiner Auffassung 
grundsätzlich die Krankenkassen in der Zahlungs-
pflicht seien; die Richter sind der Überzeugung, dass 
Behindertenhilfeeinrichtungen grundsätzlich als ei-
gene Häuslichkeit nach § 37 SGB V anzusehen sind. 
Dies sei nur in jenen Fällen anders zu sehen, wo in 
Landesrahmenverträgen eine Kostenübernahme 
des Sozialhilfeträgers verankert sei. Das ist in Hessen 
der Fall.  Im Weiteren ging es in den Verhandlungen 
darum, die medzinische Behandlungspflege aus 
dem Rahmenvertrag und den Musterleistungsver-
einbarungen herauszunehmen. Der LWV verfolgte 
zudem das Ziel, die Vergütungen der Einrichtungen 
perspektivisch abzusenken, was allerdings von Leis-
tungserbringerseite vor allem aufgrund gestiegener 
Bedarfe der Bewohnerinnen und Bewohner nicht 
vorstellbar ist.

Integrationsfachdienste 

Das Integrationsamt hatte Ende 2010 die Dienst-
leistungsverträge der Integrationsfachdienste zum 
Ende des Jahres 2012 gekündigt. Hintergrund war 
eine Prüfung des Landesrechnungshofes, der un-
ter anderem die Finanzierung der Integrationsfach-
dienste (IFD) im Integrationsamt geprüft hatte. Da-
bei monierte er unter anderem die Höhe und die 
Zusammensetzung des von der Verhandlungsgrup-
pe vereinbarten Betrages einer Fachleistungsstun-
de. Deshalb wurde in der Fachdienstkommission ein 
Papier mit Erläuterungen der inhaltlichen Zusam-
mensetzung der Tätigkeiten in einer Fachleistungs-
stunde und des daraus resultierenden Betrages erar-
beitet, das dem Hessischen Sozialministerium (HSM) 
als Fachaufsichtsbehörde des Integrationsamtes 
vorgelegt wurde. Außerdem wurde die Ausweitung 
der Tätigkeiten der IFD im Rahmen des bundeswei-
ten Förderprogramms Inklusion diskutiert. 

Hessisches Betreuungs- und Pflegegesetz

Das HSM legte verschiedene Gesetzesentwürfe zu ei-
nem Hessischen Betreuungs- und Pflegegesetz vor, 
das in Teilen das Bundesheimgesetz ablösen sollte. 
Der PARITÄTISCHE wandte sich – gemeinsam mit 
den anderen Ligaverbänden – entschieden gegen 
den in den Entwürfen zum Ausdruck kommenden 
Generalverdacht, die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner von Pflege- und auch Behindertenhilfeeinrich-
tungen müssten generell vor Übergriffen der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Einrichtungen 
geschützt werden. Die Gesetzesentwürfe bezogen 
erstmals auch die ambulanten Dienste in der Pfle-
ge- und Behindertenhilfe mit ein. Sie erzeugten mit 
ihrer Regelungsdichte einen zusätzlichen Verwal-
tungsaufwand für die Einrichtungen der Alten- und 
Behindertenhilfe. Zudem wurden in den Entwürfen 
die bereits im Bundesheimgesetz bestehenden 
Doppelzuständigkeiten von Sozialleistungsträgern 
und Heimaufsicht erhöht statt vermindert. 

ko n ta k t  brigitte.roth@paritaet-hessen.org
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Grundsatz

Die Armut verstärkt sich –  
wir müssen umverteilen!

Selbst eine gute wirtschaftliche Entwicklung führt 
kaum mehr zu einem Rückgang der Zahl von Men-
schen, die als arm oder als armutsgefährdet einzu-
ordnen sind. Die Konsequenzen, die der Verband 
aus den Befunden zieht, münden in der Forderung: 
Wir müssen umverteilen!

Knapp zwölf Millionen Menschen, das sind 14,5 % 
der in Deutschland lebenden Bevölkerung, galten 
2010 als armutsgefährdet. In der Europäischen Uni-
on werden Personen als armutsgefährdet definiert, 
die über weniger als 60 % des Durchschnittseinkom-
mens verfügen. Selbst in Hessen fallen von insge-
samt 825.000 Kindern unter 15 Jahren etwa 115.000 
Kinder unter die Hartz-IV-Regelung und sind somit 
als arm zu bezeichnen. Auch wenn Hessen im bun-
desweiten Vergleich auf Platz 3 des Länderrankings 
im Armutsatlas des PARITÄTISCHEN steht – und da-
mit mit einem Anteil Armutsgefährdeter von 12,1 % 
der Bevölkerung zu den Ländern mit den geringsten 
Quoten zählt –, bleibt die Zahl 12 % armutsgefähr-
dete Menschen für sich allein genommen doch er-
schreckend hoch.

Während in anderen Bundesländern die Armuts-
quote zum Teil etwas rückläufig war, zeigt sich in 
Hessen, dass es zwischen 2005 und 2010 keine Ver-
änderungen gegeben hat, das heißt, die Armut ver-
festigt sich.

R e f e r a t

1.000

2.000

3.000

4.000

5.000

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Staatsverschuldung in Mio. Euro
Geldvermögen in Mio. Euro

Jedoch – Armut ist nicht naturgegeben, und sie re-
sultiert nicht allein aus der wirtschaftlichen Entwick-
lung. Armut ist immer auch politisch beeinflusst.

Die familienpolitische Umverteilung von unten 
nach oben ist dafür bezeichnend. Die Anhebung 
des steuerlichen Kinderfreibetrags entlastete Spit-
zenverdiener um fast 60,– Euro je Monat und Kind. 
Für die breite Masse wurde das Kindergeld dagegen 
lediglich um 20,– Euro angehoben. Und Kinder im 
Hartz-IV-Bezug gingen ganz leer aus. Sie warten bis 
heute – trotz Bundesverfassungsgerichtsurteil und 
steigender Lebenshaltungskosten – auf eine be-
darfsgerechte Erhöhung der Regelsätze.

So macht sich Politik in Deutschland mitschuldig am 
Auseinanderdriften zwischen Arm und Reich.

Wer Armut wirklich bekämpfen will, muss daher die 
Verteilungsfrage stellen. Denn neben der Armut 
muss auch der enorme Reichtum betrachtet werden: 
Der öffentlichen Verschuldung von Bund, Ländern 
und Kommunen von rund 2,1 Billionen Euro steht ein 
gigantisches Barvermögen der privaten Haushalte in 
Höhe von 4,6 Billionen Euro gegenüber. Dieses Geld-
vermögen ist nicht über die breite Masse gestreut, 
sondern konzentriert sich im Wesentlichen auf die 
10 % Reichsten in Deutschland. Deshalb spricht sich 
der PARITÄTISCHE für eine Umverteilung aus, denn 
nur so können die sozialen und gesellschaftlichen 
Herausforderungen finanziert werden.

Konkret heißt das: Große Vermögen, Börsentransak-
tionen, Erbschaften sowie hohe Einkommen müssen 
stärker als heute besteuert werden.

ko n ta k t  annette.wippermann@paritaet-hessen.org

arm reich
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Behindertenhilfe

Die Umsetzung der UN-Behindertenrechts
konvention stellt Mitgliedsorganisationen des 
PARITÄTISCHEN vor große Herausforderungen

Zu Beginn des Jahres 2011 nahm die gemeinsame 
Stabsstelle des Hessischen Sozialministeriums (HSM) 
und des Hessischen Kultusministeriums ihre Arbeit 
auf und rief einen Arbeitsausschuss ins Leben, dem 
unter anderem einige Selbstvertretungsorganisati-
onen aus dem Behindertenbereich – mehrheitlich 
Mitglieder des PARITÄTISCHEN Hessen – sowie die 
Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen an-
gehören. Der Leiter der Stabsstelle, Winfried Kron 
(HSM), informierte die Fachgruppe über die Zielset-
zung des Arbeitsausschusses in Hessen sowie über 
den Einfluss der UN-Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK) auf die Beschlüsse der Arbeits- und Sozial
ministerkonferenz (ASMK) auf Bundesebene. Die 
ASMK bereitet eine Reform der Eingliederungshilfe 
vor, die noch in dieser Legislaturperiode verabschie-
det werden soll. Während auf Bundesebene der Na-
tionale Aktionsplan zur Umsetzung der VN-BRK in 
der 2. Jahreshälfte 2011 verabschiedet wurde, stell-
ten das HSM und das Hessische Kultusministerium 
den Entwurf eines Hessischen Aktionsplans erst im 
Dezember 2011 vor.

In einer gemeinsamen Liga-Stellungnahme ver-
tritt der PARITÄTISCHE die Ansicht, dass das Thema  
„Sozialraumorientierung“ zu kurz kommt sowie 
das Thema „Bewusstseinsbildung“ als elementare 
Voraussetzung zum Erreichen beschriebener Ziele  
stärker hervorzuheben und auch als selbstverständ-
licher Bestandteil in den Curricula von Schule und 
Ausbildungen zu etablieren ist. Hauptkritikpunkt ist 
das Fehlen einer Zeitleiste und eines Ziel- und Maß-
nahmenplans. Der PARITÄTISCHE bemängelt, dass 
hinter vielen Zielen und vorgeschlagenen Maßnah-
men organisatorische und vor allem monetäre Vor-
behalte stehen. Die in Hessen gesetzlich verankerte 
Schuldenbremse kann und darf kein Grund sein, die 
notwendige Umgestaltung zur Verwirklichung von 
Menschenrechten zu verhindern.

Eine kritische Diskussion wurde im Zusammenhang 
mit dem neuen Hessischen Schulgesetz darüber 
geführt, dass nach wie vor die räumlichen, sächli-
chen und personellen Voraussetzungen für eine in-
klusive Bildungspolitik in den Vordergrund rücken.  
Dies widerspricht eklatant den Vorgaben der UN-
Behindertenrechtskonvention. Die Haltung des 
PARITÄTISCHEN zur inklusiven Bildung wurde deut-
lich in den PARITÄTISCHEN Schulpositionen zum 
Ausdruck gebracht, die auch als Broschüre veröf-
fentlicht worden sind. Das Hessische Schulgesetz 
ist ein Beispiel für die Verhinderung von Inklusion, 
indem Einschränkungen für die Aufnahme von Kin-
dern mit Behinderungen in eine Regelschule ge-
macht werden, anstatt die finanziellen Mittel für die 
Umgestaltung der Schulen und die entsprechende 
Personalausstattung bereitzustellen.

In den Fachgremien des PARITÄTISCHEN wird die 
UN-Behindertenrechtskonvention, insbesondere der 
Begriff „Inklusion“, lebhaft und kontrovers disku-
tiert. Das Spektrum der Auseinandersetzungen be-
wegt sich von euphorischem Optimismus bis hin 
zu Skepsis und Ablehnung. Bei allen Kontroversen 
verfestigt sich die Erkenntnis, dass „Inklusion“ ein 
Schlüsselbegriff ist, mit dem sich nicht bloß der 
Fachbereich „Behindertenhilfe“ beschäftigt, son-
dern ein gesamtgesellschaftliches Thema, das in 
allen Gremien des PARITÄTISCHEN Gegenstand der 
Auseinandersetzung werden muss. 

ko n ta k t  heidi.schluetter@paritaet-hessen.org

R e f e r a t
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Soziale Psychiatrie

Studie zur Beendigung des Betreuten 
Wohnens

Eine Studie, die sich mit Abmeldungen Leistungsbe-
rechtigter aus dem Betreuten Wohnen beschäftigt, 
regt dazu an, sich mit Kriterien für die Beendigung 
von Betreuungsprozessen fachlich und inhaltlich 
differenziert zu beschäftigen. Dabei setzen sich 
die Mitgliedsorganisationen aus dem Bereich „So-
ziale Psychiatrie“ mit ihren Zielen auseinander und 
präsentieren Modelle und Projekte, die zeigen, wel-
che strukturierten Interventionen bei langjährigen 
Betreuungsprozessen hilfreich sind und Weiterent-
wicklungen bei Klienten befördern können.

ko n ta k t  heidi.schluetter@paritaet-hessen.org

R e f e r a t

Hessische Vereinbarung zu Hilfeplan
konferenzen wird weiterhin angestrebt

Der Hessische Landkreistag hat eindringlich dar-
auf hingewiesen, dass es vor dem Vorliegen des 
Ergebnisses der Machbarkeitsstudie zum Lebens-
abschnittsmodell und der damit angestrebten 
Reform der Eingliederungshilfen in Hessen keine 
Weiterverhandlungen über ein Konzept der Hilfe-
plankonferenzen geben wird. Damit wurden die 
Verhandlungen zwischen Kommunen, Landeswohl-
fahrtsverband und Liga über Hilfeplankonferenzen 
Mitte 2011 abgebrochen. Trotzdem werden Hilfe-
plankonferenzen in Hessen weiter durchgeführt 
und sie erhalten – bei allen regionalen Unterschie-
den – zunehmend weitere Akzeptanz.

Die Fachgruppe hat sich für die Weiterführung 
der Verhandlungen und, aus ihren bisherigen Er-
fahrungen heraus sowie aufgrund der Evaluati-
onsergebnisse der Uni Siegen zu PerSEH, für die 
Hilfeplankonferenzen als wichtiges Instrument per-
sonenbezogener Leistungen ausgesprochen. Es 
wird allerdings noch Optimierungspotenzial gese-
hen.
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Soziale Notlagen

Leistungsvereinbarungen für die Arbeit  
mit Wohnungslosen 

Die Verhandlungen mit dem Landeswohlfahrts-
verband Hessen (LWV) über einen Rahmenvertrag 
zur Leistungsvereinbarung für Wohnungslose nach 
§ 67 SGB XII zur Überwindung besonderer sozialer 
Schwierigkeiten wurden durch die Liga der Freien 
Wohlfahrtspflege erfolgreich abgeschlossen. Da-
mit ist es nun den Mitgliedsorganisationen möglich 
geworden, ihre Leistungen und Angebote für Men-
schen, die von Wohnungslosigkeit bzw. Straffällig-
keit betroffen sind, umfassend darzulegen und ent-
sprechend der fachlichen und betriebsnotwendigen 
Voraussetzungen auch finanziell zu verhandeln. 
Eine gemeinsame Arbeitsgruppe wird ein landes-
weit gültiges Muster einer Leistungsbeschreibung 
für den Leistungsbereich § 67 SGB XII (Leistungen 
für Personen, bei denen besondere Lebensverhält-
nisse mit sozialen Schwierigkeiten verbunden sind) 
erarbeiten. Der PARITÄTISCHE Hessen erreichte in 
den Verhandlungen, dass ein landesweit einheitlich 
orientierter Vergütungssatz für die Träger abgewen-
det werden konnte und die Leistungen für diesen 
Arbeitsbereich zum ersten Mal umfassend beschrie-
ben sind. 

Diskussionen und Positionen zur derzeitigen 
Sanktionspraxis und zum Übergangs
management von Strafgefangenen

Die Fachgruppe Soziale Notlagen diskutierte die 
derzeitige bundesweite und hessenspezifische 
Sanktionspraxis vor dem Hintergrund eines verant-
wortungsbewussten Umgangs mit Straffälligkeit. 
Dabei sind Verbesserungen dringend nötig, die die 
Resozialisierung verbessern, die Sicherheit erhöhen 
und einen nachhaltigeren Einsatz der finanziellen 
Mittel ermöglichen. Problematisch wurde insbeson-
dere die Ersatzfreiheitsstrafe gesehen, bei der Ver-
urteilte inhaftiert werden, weil sie Geldstrafen nicht 
bezahlen können. Gemeinnützige Arbeit wäre hier 
eine sinnvolle Alternative. Ebenso kritisch wurde das 
Anheben des Höchstmaßes der Jugendstrafe einge-
schätzt und der sogenannte Warnschussarrest wur-
de verurteilt. Beide Interventionen widersprechen 
der Grundkonzeption des Jugendgerichtsgesetzes 
und missachten den sozialintegrativen und erzie-
herischen Ansatz und die Ergebnisse der Sanktions-
forschung. Vielmehr muss es darum gehen, dass die 
erzieherisch sinnvolleren Möglichkeiten der Ausge-

staltung von Bewährungsstrafen voll ausgeschöpft 
werden und konsequenter sozialintegrative Grup-
pentrainings angeboten werden.

Positiv bewertet wurde die Unterzeichnung der „Ver-
einbarung über die Integration von Strafgefangenen 
in Hessen“ zwischen dem Hessischen Ministerium 
der Justiz, für Integration und Europa, dem Hessi-
schen Sozialministerium, den kommunalen Spitzen-
verbänden, dem LWV Hessen sowie dem Landeszu-
sammenschluss für Straffälligenhilfe in Hessen. Die 
Vereinbarung beschreibt in einem Beratungskon-
zept das Zusammenwirken von Justizvollzugsan-
stalt, Bewährungshilfe und Übergangsmanagement 
in dem Ansinnen, ehemaligen Strafgefangenen die 
soziale Integration und Teilhabe zu erleichtern. Die 
Vereinbarung ist ein erster richtiger Schritt in eine 
koordinierte und personenzentrierte Beratungs- 
und Hilfegewährung für Strafgefangene in Hessen 
und daher ein wichtiger Schritt in eine wirkungsvol-
le und nachhaltige Resozialisierung.

Ein verbessertes Übergangsmanagement wurde je-
doch in einem Positionspapier des PARITÄTISCHEN 
hinsichtlich der bevorstehenden Entlassung von 
sicherungsverwahrten Strafgefangenen gefordert. 
Die Maßnahmen sollten spätestens sechs Monate 
vor der Entlassung einsetzen und die Unterbringung 
und Betreuung sowie die Arbeitsmöglichkeiten re-
geln und deren Inanspruchnahme begleiten. Dabei 
sollten die Träger der freien Straffälligenhilfe früh-
zeitig in die vollzuglichen Entscheidungsprozesse 
eingebunden werden. 

ko n ta k t  marek.koerner@paritaet-hessen.org

R e f e r a t
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Altenhilfe/Gesundheitswesen

Kampagne für die Ausbildung  
in der Altenpflege erfolgreich

Im Jahr 2010 wurden von ambulanten Diensten und 
stationären Pflegeeinrichtungen, Krankenhäusern 
und Rehabilitationskliniken in Hessen 14.423 Pflege-
kräfte gesucht. Mehr als drei Viertel dieser Nachfra-
ge fielen in Einrichtungen der Altenhilfe an.

Im Vergleich zum Jahr 2008 wurden etwa 34 % 
mehr Altenpfleger/-innen und 83 % mehr Alten
pflegehelfer/-innen gesucht. Bei Fortschreibung der 
Quote von Pflegekraft zu Pflegebedürftigen ergibt 
sich für ganz Hessen im Beschäftigungssektor Alten-
hilfe ein Erweiterungsbedarf von zusätzlichen 710 Al-
tenpflegekräften für 2015, 1.828 Altenpflegekräften 
für 2020 und 3.355 Altenpflegekräften für 2025. Dies 
entspricht, gemessen am Beschäftigtenstand 2009, 
einem Zuwachs von 32,4 % bis zum Jahr 2025. Diese 
Daten des Hessischen Pflegemonitors machen deut-
lich, dass die Einrichtungen der Altenhilfe schon jetzt 
mit massiven Stellenbesetzungsproblemen konfron-
tiert sind, obwohl derzeit bereits 94 % der stationären 
Pflegeeinrichtungen Pflegekräfte ausbilden (Quelle: 
www.hessischer-pflegemonitor.de).

R e f e r a t

Vor diesem Hintergrund hat sich die Liga der Freien  
Wohlfahrtspflege in Hessen mit einer Kampagne 
zur Gewinnung von Auszubildenden für die Pflege-
berufe engagiert. Die Sozialwirtschaft steht mit an-
deren Branchen in direktem Wettbewerb um junge 
Menschen, die sich auf dem Ausbildungsmarkt ori-
entieren wollen. Die Kampagne zielte daher auf die 
für Jugendliche wichtige Kommunikation in sozialen 
Netzwerken ab. Sie wurde in Form einer Internetkam-
pagne in Analogie zu bekannten Netzwerken und Fo-
ren konzipiert als „Altenpflege. SocialNetworking 3.0:  
Spiel die Hauptrolle – im echten Leben!“ Die Seite 
www.youjob-altenpflege.de bietet umfangreiche 
Informationen zur Ausbildung und zu den Tätig-
keitsfeldern in der Alten-
hilfe. Altenpflegeschüler/
-innen haben Filme über 
sich, ihre Ausbildung und 
ihre Tätigkeit im Praxisfeld 
gedreht. Sie schildern ihre 
Motivationen, die sie in die 
Pflegeausbildung gebracht haben, berichten über 
ihre Erfahrungen und Wünsche für ihre berufliche 
Zukunft. Hessenweit wurde von Einrichtungen der 
Altenhilfe und Altenpflegeschulen durch Aktionsta-
ge, Veranstaltungen, auf Berufsmessen, in Schulen, 
bei Berufsberatungen und Arbeitsagenturen durch 
Plakate, Flyer, Postkarten und Aufkleber auf die In-
ternetseiten aufmerksam gemacht. Ziel war es, das 
Image des Pflegeberufs zu verbessern und für die 
Ausbildung in der Altenpflege zu werben. 

Im Herbst 2011 startete der zweite Teil der Kampagne 
mit der Internetseite www.myplace-altenpflege.de, 
der sich mit den Rahmenbedingungen in der Alten-
pflege auseinandersetzt. Eine Landespressekonfe-

renz der Wohlfahrtsverbände 
in Wiesbaden, begleitet von 
hessenweiten Demonstratio-
nen der Altenhilfeeinrichtun
gen unter dem Motto „Anpfiff 
für bessere Rahmenbedingun-
gen in der Pflege“, bildeten 
den Auftakt dieses sozialpo-
litischen Teils der Kampagne. 
Auf der Internetseite gibt es 
Stellungnahmen und Videos 

von vielen im System beteiligten Akteuren wie Ein-
richtungsleitung, Pflegefachkraft, Altenpflegeschü-
lerin, Landesseniorenvertretung.
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Die Forderungen an die Sozialpolitik für 
gute Rahmenbedingungen sind erläutert: 
Es geht um eine solidarische Finanzierung 
der Ausbildung, um angemessene Entloh-
nung, ein durchlässiges Qualifizierungs-
system, genügend Ausbildungsplätze 
und eine Verankerung des Themas „Alter“ 
bereits in den Lehrplänen der allgemein-
bildenden Schulen. Dies erfordert eine 
aktive und nachhaltige Pflegepolitik der 
Hessischen Landesregierung. Die Forde-
rungen wurden von ca. 4.000 Personen 
durch ihre Stimmabgabe beim Voting 
auf der Homepage unterstützt. Auch die 
Parteien haben sich mit den Forderungen 
auseinandergesetzt. Die Kampagne fand 
weit über Hessen hinaus großen Anklang.

Zum Ende des Jahres konnte konstatiert werden, 
dass die Zahl der vom Land Hessen finanzierten 
Ausbildungsplätze um 500 erhöht wurde und alle 
zur Verfügung stehenden Plätze besetzt werden 
konnten. Alle Azubis haben in Einrichtungen der 
Altenhilfe Ausbildungsplätze erhalten und haben 
hervorragende Aussichten auf einen sicheren Ar-
beitsplatz in den unterschiedlichsten Arbeitsfeldern 
der Pflege.

In Anbetracht der eingangs aufgezeigten Datenlage 
darf das Engagement nach Beendigung der Kampa-
gne nicht nachlassen, denn der Fachkräftemangel 
ist auch weiterhin ein eklatantes Problem im Bereich 
der Pflege.

Rote Karte wegen Diffamierung der Pflege

Durch bundesgesetzliche Regelungen sind die Län-
der aufgefordert, eigene Länder-Heimgesetze zu 
schaffen. Die Regierungskoalition CDU und FDP hat 
Anfang 2011 einen ersten Entwurf des Hessischen 
Pflege- und Betreuungsgesetzes vorgelegt, der viel 
Kritik erntete. Der PARITÄTISCHE Hessen hat sich ins-
besondere gegen die Einbeziehung der ambulanten 
Pflegedienste in das neue Gesetz ausgesprochen 
und die einzelnen Regelungen über die Anhörung 
der Freien Wohlfahrtspflege zum Gesetzentwurf kri-
tisiert. Nicht akzeptabel ist der Grundtenor des Ge-
setzentwurfs. Dort, wo pflegebedürftige Menschen 
professionelle Unterstützung erhalten, sieht der Ge-
setzgeber ein Schutzbedürfnis dieser Menschen vor 

Pflegenden. Er begründet damit die umfänglichen 
Regelungen zur Aufsicht und Kontrolle insbesonde-
re im ambulanten Bereich. Gegen diese Diffamie-
rung ihrer Berufsgruppe haben sich Altenpflegerin-
nen und Altenpfleger kurzfristig im Dezember 2011 
auf einer Kundgebung und Demonstration in der 
Wiesbadener Innenstadt verwahrt. Eine anschlie-
ßende Pressekonferenz der Wohlfahrtsverbände 
fand zum Anlass der Lesung des Gesetzentwurfs im 
Parlament statt. Insbesondere vor dem Hintergrund 
der Imagekampagne für die Pflegeberufe und die 
Nachwuchsgewinnung im Bereich der Altenhilfe ist 
diese Grundhaltung gegenüber professionell Pfle-
genden zurückzuweisen. Unter dem Motto „Rote 
Karte wegen Diffamierung der Pflege“ haben Alten-
pflegerinnen und Altenpfleger der hessischen Lan-
desregierung ihren Unmut lautstark gezeigt.

ko n ta k t  marion.hersina@paritaet-hessen.org

Protest der Bewohner, ASB Wohnen  
und Pflege Karben
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Kinder- und Jugendhilfe

Neue Struktur der Fachgruppe  
Kinder- und Jugendhilfe 

Die weiterhin ansteigenden Vernetzungs- und Be-
ratungsbedarfe der Mitgliedsorganisationen und 
die anstehenden großen gesetzlichen Neuerun-
gen haben innerhalb der Fachgruppe Kinder- und 
Jugendhilfe dazu geführt, eine thematische Gre-
mienstruktur zu entwickeln. Zukünftig wird die 
Fachgruppe Kinder- und Jugendhilfe die ständigen 
Arbeitskreise „Kindertagesstätten“ und „Erzieheri-
sche Hilfen“ als Basis einer themenzentrierten und 
arbeitsfeldbezogenen Beschäftigung nutzen. Die 
Fachgruppe Kinder- und Jugendhilfe soll damit als 
verbandliches Organ sozialpolitisch profiliert wer-
den und zukünftig schwerpunktmäßig mit arbeits-
feldübergreifenden Themenstellungen befasst sein. 
Der Arbeitskreis „Kindertagesstätten“ widmet sich 
spezifischen Themenstellungen in den Bereichen 
Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern, die 
sich insbesondere in der Beschäftigung mit dem 
neuen Bundeskinderschutzgesetz, den neuen För-
derrichtlinien zum U3-Ausbau, den Förderrichtlinien 
zu den Familienzentren in Hessen und der anste-
henden Gesetzesinitiative zu einem Hessischen Kin-
der- und Jugendförderungsgesetz konkretisierten. 
Der Arbeitskreis „Erzieherische Hilfen“ thematisiert 
die pädagogischen Arbeitsinhalte der Mitgliedsor-
ganisationen von der Erziehungsberatung bis zur 
Inobhutnahme und erarbeitet verbandliche Positio-
nen für die Mitwirkung an der Jugendhilfekommissi-

on. Hier standen insbesondere die 
tarifliche Entwicklung der Entgelte 
der erzieherischen Hilfen sowie die 
Veränderungen der Leistungsver-
einbarung im Vordergrund. Beide 
Arbeitskreise konkretisieren ihre 
Arbeitsergebnisse und vermitteln 
diese durch „Kümmerer“ in die re-
guläre Fachgruppenarbeit der Kin-
der- und Jugendhilfe. 

Gegen eine inhaltliche und 
finanzielle Aushöhlung der 
Hilfen zur Erziehung

Der PARITÄTISCHE Hessen beteiligte 
sich gemeinsam mit dem Gesamt-
verband an einer Positionierung 
gegen ein Arbeitspapier der SPD-

regierten Bundesländer, die eine fachpolitische Dis-
kussion eröffneten, den Kostenanstieg der Hilfen zur 
Erziehung durch eine sozialraumorientierte Gewähr-
leistungsverpflichtung zu stoppen. Hierzu sollten 
die Bereitschaft zu einer Änderung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes geprüft und die erforderlichen 
Umsetzungsschritte auf den Weg gebracht werden. 
Der PARITÄTISCHE wendet sich entschieden gegen 
eine Änderung der Rechtsgrundlagen des SGB VIII 
dahingehend, dass die individuellen Rechtsansprü-
che durch eine unbestimmte Form von Gewähr
leistungsverpflichtungen des öffentlichen Jugend-
hilfeträgers ersetzt werden. Zu glauben, dass die 
fachlich spezialisierten und am Kindeswohl orien-
tierten Hilfeformen wie z. B. die sozialpädagogische 
Familienhilfe durch ein verbessertes Angebot von 
Familienbildungsstätten und ergänzenden sozial-
räumlichen Leistungen gedeckt werden könnte, ist 
naiv und schlichtweg am Bedarf der Betroffenen 
vorbei geplant. Die fachliche Aufmerksamkeit muss 
sich auf die Stärkung des Wunsch- und Wahlrech-
tes, die partnerschaftliche Zusammenarbeit der 
Beteiligten im Erziehungsprozess sowie auf eine 
Stärkung der individuellen Hilfeplanung und der 
Jugendhilfeplanung beziehen. Daher dürfen Fragen 
des individuellen Rechtsanspruchs der Betroffenen 
nur über die Ausgestaltung der Hilfen selbst ge-
führt werden – und nicht über sozialräumliche Ver-
sorgungsgarantien, die in der Praxis nicht tauglich 
sind.

R e f e r a t
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Hessische Familienzentren als  
politisches Strohfeuer?

Der PARITÄTISCHE Hessen begrüßt die Initiative der 
Hessischen Landesregierung zum Aufbau einer flä-
chendeckenden Infrastruktur für Familien und ihre 
Kinder. Aber das zur Verfügung gestellte finanzielle 
Budget in Höhe von max. 12.000 Euro pro Jahr und 
Zentrum reicht für die Vielzahl an gewünschten und 
fachlich sehr differenzierten Angeboten bei weitem 
nicht aus. Hier wurde durch das Land Hessen mal 
wieder eine an sich gute Idee zulasten der Kommu-
nen initiiert und letztlich auch umgesetzt. Denn die 
Leistungen von Kinderbetreuung, Bildungs- und 
Erziehungsangeboten, Lese- und Sprachförderung, 
Familienbildung und Eltern- und Lebensberatung 
sind nicht für eine geringfügige finanzielle Betei-
ligung aufzubauen und zu unterhalten, sondern 
bedürfen einer verlässlichen und auskömmlichen 
Finanzierung. Der PARITÄTISCHE Hessen kritisiert 
darüber hinaus die realitätsferne und bürokratische 
Umsetzung der Förderrichtlinie, in der die finanziel-
len Zusagen für die Träger nur für ein Haushaltsjahr 
gegeben werden und die damit planungstechnisch 
ein Desaster darstellt. Kinder und Familien brauchen 
aus Sicht des PARITÄTISCHEN Hessen eine sozialpo-
litische Lobby, die die Aufgabe der familiären Erzie-
hung und Bildung verlässlich unterstützt und mit 
soliden Konzepten und planungssicheren Angebo-
ten als Partner und Förderer der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf auftritt.

Armut und soziale Ausgrenzung  
von Familien ist ein beschämendes 
Dauerphänomen geworden

Der PARITÄTISCHE Hessen widmete sich mit dem 
Schwerpunktthema „Armut und soziale Ausgren-
zung – für Kultur und Teilhabe“ auch in der Fach-
gruppe Kinder- und Jugendhilfe dem Phänomen 
einer zunehmenden Armut von Kindern und ihrer 
Eltern in unserer Gesellschaft. Die Umsetzung des 
Bildungs- und Teilhabepaketes wurde durch Mit-
gliedsorganisationen in den Regionen verfolgt und 
kritisch begleitet. Die Zielsetzung sowie die Umset-
zung des Bildungs- und Teilhabepaketes muss aus 
Sicht der Fachgruppe auch in Hessen als geschei-
tert betrachtet werden. Es gelang nicht einmal an-
nähernd, die gesteckten Ziele einer umfassenden 

Inanspruchnahme der Hilfemaßnahmen zu errei-
chen. Nur rund ein Fünftel der für das Bildungs-
paket 2011 bereitgestellten Mittel sind tatsächlich 
abgerufen worden. Dabei sind insbesondere die 
Lernförderung und die Sport- und Musikgutschei-
ne nur gering in Anspruch genommen worden. Für 
PARITÄTISCHE Träger hat sich die Umsetzung des 
Bildungs- und Teilhabepaketes als bürokratischer 
Flop erwiesen. Die von der Bundesregierung gefor-
derte strategische und strukturelle Beteiligung der 
freien Träger konnte unter diesen Umständen nicht 
partnerschaftlich realisiert werden. Auch die zuge-
sagten 400 Millionen Euro für den Aufbau bzw. die 
Unterstützung der Schulsozialarbeit sind oftmals in 
den kommunalen Haushalten untergegangen und 
nicht für die Mitfinanzierung bereits angelaufener 

Betreuungsprojekte eingesetzt worden. Die PARI-
TÄTISCHEN Träger verständigten sich darauf, in den 
regionalen Jugendhilfeausschüssen und im Landes-
jugendhilfeausschuss dafür einzutreten, dass „Kin-
der und ihre Eltern mehr verdienen“, als mit nicht 
funktionierenden Teilhabepaketen abgespeist zu 
werden. Präventive Armutsbekämpfung wird nur 
durch größere Anstrengungen und höhere finanzi-
elle Mittel im Bildungs- und Erziehungsbereich und 
mit Leistungen der Jugend- und Familienarbeit zu 
erreichen sein.

ko n ta k t  marek.koerner@paritaet-hessen.org
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Suchtkrankenhilfe

Hessischer Landessuchtbericht veröffentlicht 

Im Januar 2012 erschien der 4. Landessuchtbericht 
des Hessischen Sozialministeriums, der den Zeit-
raum 2005 bis 2010 umfasst. Der Bericht bietet einen 
Überblick über das Suchthilfesystem in Hessen und 
das Konsumverhalten suchtabhängiger Menschen. 
Er informiert über die vielfältigen Hilfsangebote und 
beschreibt die vier Säulen der hessischen Drogen- 
und Suchtpolitik: 

K  �Prävention

K  �Beratung

K  �Therapie 

K  �Repression und Angebotsreduzierung.

Die Suchthilfeeinrichtungen dokumentieren, dass im 
Jahr 2010

K  �60.000 Personen durch Suchtpräventions
maßnahmen erreicht worden sind,

K  �20.000 Personen Beratungsangebote  
in Anspruch genommen haben,

K  �7.000 Personen substituiert wurden,

K  �3.000 Personen eine Therapie in Anspruch 
genommen haben und

K  �6.341 Personen Suchtselbsthilfegruppen  
besucht haben.

Die nebenstehende Tabelle zum Suchtverhalten der 
Hessen zeigt sowohl die Ergebnisse der hessischen 
Repräsentativerhebung als auch Zahlen für Hessen, 
die aus Bundeszahlen abgeleitet worden sind.

Als neue Herausforderungen problematischen Sucht
verhaltens werden folgende identifiziert:

K  �der starke Alkoholkonsum von Jugendlichen

K  �die Glücksspielsucht 

K  �exzessiver Computer- und Internetgebrauch

K  �Kinder suchtkranker Eltern  
(220.000 Kinder leben in suchtkranken  
oder suchtgefährdeten Familien) 

Rolf Hüllinghorst, Geschäftsführer a.  D. der Deut-
schen Hauptstelle für Suchtfragen e. V. (DHS), stellte 
der Fachgruppe das Modell der Familienklubs vor. 
Dieses Modell möchte die 10 Mio. Angehörigen von 
Suchtkranken in besonderer Weise unterstützen. 

Familienklubs – ein Modell zur Unterstützung 
von Angehörigen von Suchtkranken

Studien belegen, dass die Angehörigen suchtkranker 
Menschen unter vielen stressbedingten Erkrankun-
gen und psychosozialen Beeinträchtigungen leiden. 
Außerdem zeigt sich, dass die Einbeziehung der An-
gehörigen in die Behandlung der Abhängigkeits-
kranken eindeutig zu Verbesserungen der Therapie
erfolge führt. Leider nutzen auch in Hessen nur zehn 
Prozent aller Angehörigen die Angebote des Sucht-
hilfesystems. Das Konzept der Familienklubs basiert 
auf einem systemischen Ansatz. Entweder nehmen 
behandelte Suchtkranke gemeinsam mit ihren Fami-
lien teil oder im ersten Schritt nur die Angehörigen. 
Ein wesentliches Kriterium ist die wechselseitige Un-
terstützung der teilnehmenden Klubmitglieder und 
die Gewährleistung einer Abstinenz des gesamten 
Familiensystems einschließlich der nicht suchtkran-
ken Angehörigen. Die Gruppen werden von einem 
geschulten Klub-Assistenten geleitet. In Italien exis-
tieren mittlerweile 2.500 solcher Klubs, und auch 
die skandinavischen Länder sind dabei, das System 
flächendeckend einzuführen. Die Ausbildung zur 
Klub-Assistentin/zum Klub-Assistenten wird von 
den Guttemplern Deutschland mit Unterstützung 
der Barmer Ersatzkassen angeboten. Nähere Infor-
mationen unter www.guttempler.de.

ko n ta k t  heike.lange@paritaet-hessen.org

R e f e r a t
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Quelle

Hessisches Sozialministerium  
Vierter Suchtbericht für das Land Hessen 2005–2010  
www.hsm.hessen.de

Erläuterung 

DHS = Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen  
HLS = Hessische Landesstelle für Suchtfragen

Suchtmittel/Suchtverhalten

Harte Drogen (ohne Cannabis), 
Konsumentinnen und Konsumenten 
erweiterter Kreis

Harte Drogen (ohne Cannabis) 
problematischer Konsum 

Cannabiskonsumentinnen 
und -konsumenten 
(30-Tages-Prävalenz)

Riskanter Alkoholkonsum 
(Männer: > 30–60 g, 
Frauen: > 20–40 g Reinalkohol)

Gefährlicher Alkoholkonsum 
(Männer: > 60–120 g, 
Frauen: > 40–80 g Reinalkohol)

Hochkonsum von Alkohol 
(Männer: > 120 g, 
Frauen: > 80 g Reinalkohol)

Medikamentenabhängige 
(18- bis 59-Jährige)

Tabak/Nikotin: Raucherinnen 
und Raucher (30-Tages-Prävalenz)

Mehr als 20 Zigaretten am Tag

16 bis 20 Zigaretten am Tag

Problematisches 
Glücksspielverhalten

Pathologisches 
Glücksspielverhalten

Anzahl der Konsumentinnen 
und Konsumenten 

sowie Abhängigen in Hessen

18.000−22.000 Personen 
(Schätzung!)

ca. 14.600 Personen

90.000 Personen 
= 2 % der erwachsenen  
Bevölkerung in Hessen

250.000 Personen  
= 5,8 % der erwachsenen 
Bevölkerung

75.000 Personen  
= 1,7 % der erwachsenen 
Bevölkerung

14.000 Personen  
= 0,3 % der erwachsenen 
Bevölkerung

104.000 Personen

1.400.000 Personen = 30 %  
der erwachsenen Bevölkerung

140.000 Personen = 3 %  
der erwachsenen Bevölkerung

320.000 Personen

11.000–22.600 Personen

7.600–22.000 Personen

Datenquelle

„Bundesstudie 2003“, Kraus & 
Augustin, 2005; Hessenangaben  
von HLS aus der Zahl für 
Deutschland abgeleitet (gemäß 
Bevölkerungsfortschreibung, 
Statistisches Bundesamt 2007)

Repräsentativerhebung 2007 zum 
Gebrauch psychoaktiver Substanzen 
und zum Glücksspielverhalten  
in Hessen (Hrsg.: HLS, 2008)

Repräsentativerhebung 2007 
zum Gebrauch psychoaktiver 
Substanzen und zum Glücksspiel-
verhalten in Hessen 
(Hrsg.: HLS, 2008)

DHS Jahrbuch Sucht 2011 
Angabe Hessen von HLS abgeleitet

Repräsentativerhebung 2007 
zum Gebrauch psychoaktiver 
Substanzen und zum Glücksspiel-
verhalten in Hessen 
(Hrsg.: HLS, 2008)

DHS Jahrbuch Sucht 2011 
Angabe Hessen von HLS abgeleitet

Konsumzahlen für Hessen
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Frauen/Mädchen

Förderung der Schwangerenberatung 
drastisch gekürzt

Mit der Novellierung des Hessischen Ausführungs-
gesetzes zum Schwangerschaftskonfliktgesetz 
(HAGSchKG) und der entsprechenden Verordnung 
über die Förderung von Beratungsstellen wurde 
deutlich, dass sich Hessen von der bisherigen, auf 
der Personalkostentabelle des Landes basierenden 
Förderung verabschiedet. Für Empörung bei den 
Trägern sorgte u. a. die Begründung des Landes, die 
Förderhöhe sei aufgrund von Tarifsteigerungen zu 
stark angestiegen und „müsse auf ein angemesse-
nes Maß reduziert werden“. In Gesprächen mit dem 
Sozialministerium und Abgeordneten der Landtags-
fraktionen wandte sich der PARITÄTISCHE gemein-
sam mit den anderen Verbänden gegen die geplan-
te Kürzung der Förderung der Beratungsstellen um 
23 %. Bezugnehmend auf die höchstrichterliche 
Rechtsprechung zur Förderung der Schwangeren-
beratung, legten die Verbände als Kompromiss ei-
gene Kostenkalkulationen vor, die nach ihren Auf-
fassungen den gesetzlich vorgegebenen Anspruch 
auf Förderung von mindestens 80 % der notwendi-
gen Personal- und Sachkosten für dieses Arbeits-
feld abbildeten. In der mündlichen Anhörung des 
Sozialpolitischen Ausschusses im Hessischen Land-

tag im September positionier-
te sich der PARITÄTISCHE noch 
einmal gemeinsam mit den 
anderen Trägerverbänden de-
zidiert gegen die beabsichtig-
ten drastischen Kürzungen der 
Landesförderung. Ende 2011 
verabschiedete der Hessische 
Landtag jedoch den in der 
Kritik stehenden Gesetzesent-
wurf. Für das Jahr 2012 wurde 
den Beratungsstellen lediglich 
eine einmalige Pauschale zur 
Abpufferung des finanziellen 
Einschnittes gewährt. 

Nach Einschätzung des PARI-
TÄTISCHEN werden durch die 
beschlossenen Kürzungen ers-
te negative Konsequenzen der 
hessischen Schuldenbremse 
sichtbar. Denn während der 

gesamten Auseinandersetzungen um die Förder-
höhe standen die hervorragenden Leistungen der 
Beratungsstellen nie zur Debatte. 

Prävention digitaler Gewalt

Mädchen- und Frauenberatungsstellen werden 
zunehmend mit unterschiedlichen Erscheinungs-
formen digitaler Gewalt und deren psychischen 
Auswirkungen bei Betroffenen konfrontiert. Ziel 
einer Veranstaltung mit Spezialisten des Internet-
kommissariats des Frankfurter Polizeipräsidiums war 
daher die Auslotung von Schutzmöglichkeiten vor 
digitaler Gewalt. Dabei wurden digitale Gewaltfor-
men, z. B. Internet- oder Computerstalking, Cyber-
Mobbing, und deren strafrechtliche Bewertungen, 
Möglichkeiten der Beweissicherung, technische Vor
aussetzungen für Ortungen sowie auf den jeweili-
gen digitalen Gewaltübergriff bezogene technische 
und persönliche Schutzmaßnamen vorgestellt. Die 
virtuell ausgeübten Attacken im anonymen Kontext 
des Internets bringen nach Erkenntnissen der Polizei 
oft dramatische Folgen für die Opfer mit sich. Die 
Straftaten werden überwiegend von Männern aus-
geübt, in 40 Prozent der Straftaten in den vergange-
nen Jahren hatten Opfer und Täter eine Vorbezie-
hung. Nach Aussagen der Sachverständigen bilden 

R e f e r a t
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darüber hinaus unbedacht einge-
stellte bzw. weitergegebene Daten 
in sozialen Netzwerken zunehmend 
die Basis für kriminelle Handlungen 
und Straftaten. Neben dem bewuss-
ten Umgang mit persönlichen Daten 
muss gezielte Präventions- und Auf-
klärungsarbeit im privaten, schuli-
schen wie im institutionellen Kontext 
ausgebaut werden. 

Lobbyarbeit für frauen- und 
mädchenpolitische Themen

Intensive fachpolitische Gespräche 
der Fachgruppe Frauen/Mädchen 
mit Vertreterinnen und Vertretern der 
hessischen Landtagsfraktionen haben eine lange 
Tradition und wurden 2011 in zwei Fachgesprächen 
mit der Staatssekretärin Petra Müller-Klepper, Hes-
sisches Sozialministerium, erweitert. Dabei wurden 
die „PARITÄTISCHEN Forderungen zur Gleichstellung 

von Frauen und Mädchen in einer vielfältigen Ge-
sellschaft“ intensiv diskutiert. Die Staatssekretärin 
stellte ihrerseits aktuelle landes- und bundesbe
zogene gleichstellungspolitische Aktivitäten vor, 
u. a. zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf, zur 
diskriminierungsfreien Neubewertung für soziale 
Berufe und zur Frage von Quotenregelungen. Er-
örtert wurden offene Fragen zur Finanzierung des 
Hilfesystems bei Gewalt, zum Aufbau des bundes-
weiten Hilfetelefons „Gewalt gegen Frauen“, zu 
Konsequenzen aus der Anhörung des Hessischen 
Landtags zur Bekämpfung sexuellen Missbrauchs 
von Kindern und Jugendlichen in Institutionen, 
Einrichtungen, Familien und deren Umfeld. Die 
PARITÄTISCHEN Vertreterinnen mahnten den aus-
stehenden Kabinettsbeschluss zur Verabschiedung 
des Landesaktionsplans zur Bekämpfung der Gewalt 
im häuslichen Bereich und die Erhöhung der finan-
ziellen Förderung von Frauenhäusern und Interven
tionsstellen an. Angesichts der enormen Sparzwän-
ge konnte Müller-Klepper jedoch keine weiteren 
Spielräume innerhalb des  Landeshaushalts 2012 in 
Aussicht stellen.

ko n ta k t  maritz.schalk@paritaet-hessen.org

Vertreterinnen des PARITÄTISCHEN im Gespräch 
mit der Staatssekretärin Petra Müller-Klepper
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Migration

Umfassende Reform von Aufenthalts-  
und Asylrecht nötig

Anlässlich der Anhörung des Gesetzentwurfs zur 
„Bekämpfung der Zwangsheirat sowie zur Änderung 
weiterer aufenthalts- und asylrechtlicher Vorschrif-
ten“ forderte der PARITÄTISCHE Gesamtverband 
nicht nur eine umfassende Reform des Aufenthalts-
rechts, sondern auch die zügige Neuregelung des 
als verfassungswidrig einzustufenden Asylbewer-
berleistungsgesetzes. 

Nach Auffassung des PARITÄTISCHEN enthält das 
mittlerweile verabschiedete Gesetz einige begrü-
ßenswerte Regelungen für Opfer von Zwangsheirat, 
wie etwa erleichterte Rückkehrmöglichkeiten nach 
Deutschland für im Ausland verheiratete Personen. 
Durch die gleichzeitige Anhebung der Ehebestands-
zeit für ein eigenständiges Aufenthaltsrecht von 2 
auf 3 Jahre wurde jedoch die Zielsetzung Schutz vor 
Zwangsheirat geradezu konterkariert. Langjährige 
Erfahrungen von Frauenschutzeinrichtungen und 
Migrationsberatungsstellen belegen, dass Migran-
tinnen aufgrund aufenthaltsrechtlicher Probleme in 
gewaltgeprägten Ehen aus Sorge um Abschiebung 
ausharren. Wohlfahrtsverbände, Frauen- und Men-
schenrechtsorganisationen befürchten nun, dass zu-
künftig Betroffene von Zwangsheirat aufgrund des 
Versagens eines eigenständigen Aufenthaltsrechts 
noch länger in erzwungenen Ehen und gewaltge-
prägten Lebenssituationen verbleiben werden.

Darüber hinaus forderte der PARITÄTISCHE gemein-
sam mit der Liga der Freien Wohlfahrtspflege den 
hessischen Innenminister Boris Rhein auf, sich für 
die Nutzung der Ermessensspielräume hinsichtlich 
der Lockerung der Residenzpflicht für Asylsuchende 
und Geduldete, für eine stichtagsunabhängige Blei-
berechtsregelung sowie für die Abschaffung der im 
Staatsangehörigkeitsrecht geregelten sog. Options-
pflicht für junge Erwachsene und die Zulassung von 
Mehrstaatigkeit einzusetzen. 

Ist Integration messbar? 

Diese zentrale Frage diskutierte die Fachgruppe nach 
der Präsentation des Hessischen Integrationsmoni-
tors mit Dr. Sonja Klinker, Hessisches Integrationsmi-
nisterium. Im Gegensatz zu anderen Bundesländern 
umfasst der Hessische Integrationsmonitor mehr 
als 40 Indikatoren in den Dimensionen strukturelle, 
kulturelle, soziale und identifikatorische Integrati-
on. Der Integrationsmonitor dient den hessischen 
Ministerien als Grundlage zur Maßnahmenplanung, 
aber auch zur Beschreibung von Fortschritten oder 
zur Benennung von Fehlentwicklungen in integrati-
onspolitischen Handlungsfeldern.

Seitens der Fachgruppe wurde die Aussagekraft ein-
zelner Indikatoren infrage gestellt. Das beachtliche 
Engagement von Migrantenorganisationen und die 
Mitwirkung von Migrantinnen und Migranten in Kul-
tur- und Moscheevereinen sowie in politischen und 
landsmännischen Organisationen wird im Indikator 
„Bürgerschaftliches Engagement“ in keiner Weise 
abgebildet. Jedoch liegen dem Hessischen Integ-
rationsministerium derzeit keine repräsentativen 
Kenntnisse über Anzahl und Engagementschwer-
punkte von Migrantenorganisationen in Hessen 
vor. Die Fachgruppe sprach sich deshalb für eine 
Bestandsaufnahme zum bürgerschaftlichen Enga-
gement von Migrantinnen und Migranten aus. Im 
Bereich der kulturellen Dimension wurde zudem 
kritisiert, dass lediglich auf die Kenntnis der deut-
schen Sprache abgehoben und Mehrsprachigkeit 
nach wie vor nicht als Ressource gesehen und wert-
geschätzt wird. Es war dennoch unstrittig, dass für 
eine zielführende Integrationspolitik verbesserte 
Datenlagen und Steuerungsinstrumente erforder-
lich sind, sich aber für eine gelingende Integration 
die vorherrschende Haltung in Gesellschaft und Po-
litik maßgeblich wandeln muss.

ko n ta k t  maritz.schalk@paritaet-hessen.org

R e f e r a t
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Europa

Vorbereitung der Strukturfonds 2014–2020

Bereits im Juni 2011 begann die Bundesarbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) 
gemeinsam mit den Landesligen den Stand der Vor-
bereitungen der Europäischen Strukturfonds für die 
Förderphase 2014–2020 mit Vertreterinnen und Ver-
tretern aus Politik und Verwaltung zu diskutieren. 

Elisabeth Schroedter (Mitglied des Europäischen 
Parlaments) informierte über den Zeitplan zur Vor-
lage der Verordnungsentwürfe, das Ringen um die 
Finanzmittelausstattung für den Europäischen So-
zialfonds (ESF) und über strittige Haltungen insbe-
sondere zum thematischen Ziel Bekämpfung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung. Aufgrund der ge-
stärkten Mitbestimmungsrechte kommt dem Euro-
päischen Parlament (EP) bei der Verabschiedung der 
Rechtsgrundlagen für die kommende Förderperio-
de eine Schüsselrolle zu. Zur Berücksichtigung der 
Interessen der Wohlfahrtsverbände regt sie daher 
eine frühzeitige Lobbyarbeit auf europäischer und 
nationaler Ebene an. Ihrer Einschätzung nach müs-
sen mehr soziale Indikatoren in den Stärken-Schwä-
chen-Analysen der Länder Niederschlag finden. Das 
EP begrüßt die Stärkung des Partnerschaftsprinzips 
und arbeitet gemeinsam mit der Kommission an 
Vorschlägen zur Reduzierung des administrativen 
Aufwands bei der Projektabwicklung.

Nach Vorstellung der Kommission soll in der nächs-
ten Förderperiode eine stärkere Konzentration auf 
wenige Interventionsbereiche und bei der Evaluie-
rung der Programme eine drastische Reduzierung 
der Indikatoren vorgenommen werden.

Die BAGFW-AG „Strukturfonds“ hat beschlossen, die 
Lobbyarbeit der Wohlfahrtsverbände auf regionaler, 
nationaler und europäischer Ebene zu stärken und 
hat als ersten Schritt die Erstellung von Expertisen 
und Arbeitshilfen in Auftrag gegeben. Als ein we-
sentlicher sozialpolitischer Akteur im Kontext der 
Strukturförderung sehen die Verbände auch zukünf-
tig ihre Priorität im Kernziel Bekämpfung von Armut 
sowie in der Stärkung der Sozialwirtschaft. 

Projekt: „BOB – Burn-out-Organisations
beratung“ erfolgreich gestartet

Beschäftigte in sozialen Berufen sind von jeher ho-
hen Belastungen am Arbeitsplatz ausgesetzt. Stei-
gende krankheitsbedingte Fehlzeiten aufgrund 
von psychischem und physischem Erschöpftsein 

sind nach Statistiken der 
Krankenkassen gerade bei 
sozialpädagogischen Fach-
kräften, Erzieherinnen und 
Erziehern und Pflegekräften 
zu verzeichnen. Wobei Frau-
en, die in vielen Feldern der 
sozialen Arbeit mehrheitlich 
beschäftigt sind, überpro-
portional vom Risiko eines 
Burnouts betroffen sind. 
Darüber hinaus gestaltet 
es sich zunehmend immer 
schwieriger, ausreichend 
qualifizierte Fachkräfte zu 
gewinnen. Außerdem ist die 
Sozialwirtschaft auch mit 
der Entwicklung passgenau-
er Konzepte zur Personalbin-
dung und zur Gesundheits-
prävention konfrontiert. 

Diese skizzierten Sachverhalte waren der Ausgangs-
punkt für das im Frühjahr 2011 gestartete Projekt: 
„BOB – Burn-out-Organisationsberatung in der So-
zialwirtschaft“, das Arbeit und Bildung e. V. Marburg 
gemeinsam mit dem PARITÄTISCHEN Hessen konzi-
piert hatte. Ziel des 3-jährigen Projektes, das im ESF-
Programm „rückenwind“ gefördert wird, ist die Unter-
stützung bei der Schaffung gesundheitserhaltender 
und motivierender Arbeitsstrukturen in Mitgliedsor-
ganisationen des PARITÄTISCHEN Hessen. Im Projekt 
werden, neben einer Analyse branchen- und orga-
nisationsbezogener Arbeitsstrukturen unter Berück-
sichtigung genderspezifischer Aspekte, eine Ausbil-
dung zum/zur Burn-out-Organisationsberater/-in für 
20 Personen berufsbegleitend durchgeführt sowie 
erste Beratungsleistungen der neu ausgebildeten 
Beratungskräfte für Mitgliedsorganisationen ange-
boten. Das Projekt ist bei den Mitgliedsorganisati-
onen auf eine überaus große Resonanz und Beteili-
gung gestoßen. Weitere Informationen siehe: www.
bob-marburg.de

ko n ta k t  maritz.schalk@paritaet-hessen.org

R e f e r a t
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Dramatische Kürzungen und Paradigmen- 
wechsel in der Arbeitsmarktpolitik

Hinterfragt man die Zahlen der Bundesagentur für 
Arbeit, werden erschreckende Wahrheiten deutlich, 
denn nur knapp 15 % der länger als ein Jahr Arbeits-
losen, das sind 208.000 Menschen, erhielten im 
Boomjahr 2011 eine Stelle auf dem ersten Arbeits-
markt. Von den restlichen 85 %, von fast 1.200.000 
Menschen, wurden längst nicht alle als arbeitslos re-
gistriert. Langzeitarbeitslose, die krankgeschrieben 
waren, fehlende Mitwirkung zeigten oder an einer 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahme teilnahmen, wie 
Arbeitsgelegenheiten (1-Euro-Jobs), Beschäftigung 
mit Lohnkostenzuschuss oder Qualifizierungsmaß-
nahmen, wurden nicht mehr gezählt. Das waren im 
Jahr 2011 immerhin ein Anteil von 23 % und damit 
über 300.000 Menschen.

Aber auch für die Letztgenannten wird es künftig 
nur noch wenige Maßnahmen geben. Am 1. April 
2012 trat die Instrumentenreform des SGB II in Kraft, 
die der gesetzgeberische Ausdruck eines massiven 
Sparprogramms und einer Maßnahmenreduktion ist. 
Bereits im Sommer 2010 hatte die Bundesregierung 
entschieden, in den nächsten vier Jahren insgesamt 
ca. 20 Milliarden (!) Euro in der aktiven Arbeitsmarkt-
politik zu kürzen. 

Begründet werden die Kürzungen mit einer zurück-
gehenden Arbeitslosigkeit, wobei der verfestigte 
Kern der Langzeitarbeitslosigkeit, zu dem ein Perso-
nenkreis von rund 400.000 Menschen zählt, dabei 
bewusst ignoriert wird. Die im Jahr 2011 beschlosse-
ne und im April 2012 in Kraft getretene Instrumen-
tenreform des SGB II hatte diese Kürzungen in ihrem 
Gesetzestext in Form einer massiven Reduktion der 
Maßnahmen aufgenommen. Es werden nicht nur 
weniger Arbeitslose gefördert, sondern auch die 
Qualität der Angebote für die verbleibenden geför-
derten Arbeitslosen hat sich verschlechtert: weniger 
Qualifizierungsanteile, kaum sozialpädagogische 
Betreuung und reduzierte Förderzeiträume.

Insgesamt zeigt sich im Zeitraum von März 2010 bis 
März 2012 ein Rückgang der Förderangebote um 
rund 42 %. Die Zahl der Arbeitsgelegenheiten ist 
bundesweit um 55 % zurückgefahren worden. Der 
Beschäftigungszuschuss ist auf eine kleine Restgrö-
ße von 8.500 Personen geschrumpft.

Hessenweit protestierten kommunale Sozialpolitiker/
-innen, Wohlfahrtsverbände und Träger von Beschäf-
tigungsmaßnahmen gegen diese von der Bundesre-
gierung beschlossenen extremen Sparprogramme 
und die damit verbundene Instrumentenreform, 
die zukünftige Maßnahmen fast ausschließlich auf 
arbeitsmarktnahe Zielgruppen richtet. Gemeinsam 
mit der Landesarbeitsgemeinschaft Arbeit Hessen, 
einem Zusammenschluss hessischer Träger von Ar-
beitsmarktdienstleistungen, hat die Liga der Freien 
Wohlfahrtspflege im Mai 2011 den Protest in Form 
einer „Hessischen Botschaft“ formuliert. Diese wur-
de von vielen Landräten, Bürgermeistern, Landtags-
abgeordneten und Sozialpolitikern unterstützt.

Verborgen hinter dem „zukunftsweisenden“ Begriff 
Instrumentenreform liegt eigentlich ein Paradigmen-
wechsel in der Arbeitsmarktpolitik: Statt Förderung 
des verfestigten Kerns der Langzeitarbeitslosigkeit 
werden die reduzierten finanziellen Mittel auf den 
marktnahen und leicht vermittelbaren Personen-
kreis konzentriert. Deutlich wird dies besonders bei 
dem drastischen Rückgang der beiden Instrumente 
Arbeitsgelegenheiten und Beschäftigungszuschuss.

Arbeit, Qualifizierung und Beschäftigung
R e f e r a t
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Eine HESSISCHE BOTSCHAFT  
an die Bundesregierung:

K  �Instrumentenreform anhalten – Mittel
kürzungen zurücknehmen – geförderte 
Beschäftigung erhalten!

K  �SGB II: eigenen Charakter erkennen! 
Das SGB II braucht größere Spielräume!

K  �Der Leistungseinkauf: Umsteuerung nötig, 
aber nicht gewollt!

K  �Die Regelung zur öffentlich geförderten 
Beschäftigung – ein besonders verfehlter 
Teil der Reform!

K  �Beschäftigungsfähigkeit und Inklusion 
durch sinnstiftende Arbeit sind Ziele  
der geförderten Beschäftigung und müssen 
es bleiben!

K  �Zusätzlichkeit und Wettbewerbsneutralität 
abschaffen!

K  �Anleitung und Förderung in Beschäfti
gungsmaßnahmen: durch die neue 
Trägerpauschale unmöglich!

K  �Geförderte Beschäftigung in sozial
versicherter Form öffnen und befreien!

K  �Passiv-Aktiv-Transfer zur Finanzierung von 
geförderter Beschäftigung ermöglichen!

Starke Einbußen für Langzeitarbeitslose  
und Einrichtungen

Diese Kürzungen hinterlassen auch tiefe Spuren in 
der Trägerlandschaft PARITÄTISCHER Mitgliedsorga-
nisationen: Bundesweit erhoben – und die Zahlen 
werden für Hessen ähnlich sein –, haben die Träger 
Personal entlassen und ihre Angebote einstellen 
müssen. Im Durchschnitt hat sich in den letzten 
beiden Jahren die Größe PARITÄTISCHER Mitglieds-
organisationen in der Arbeitsförderung – gemessen 
an der Zahl der beschäftigten Mitarbeiter/-innen – 
nahezu halbiert.

Bundesweit hat mehr als ein Fünftel der Träger sei-
ne Tätigkeit auf dem Gebiet der Arbeitsförderung 
mittlerweile vollständig eingestellt bzw. ist in die 
Insolvenz gegangen (18 % Arbeitsförderung einge-
stellt, 4 % Insolvenz bzw. Totalausfall). Hierbei nicht 
berücksichtigt sind Rückmeldungen von einzelnen 
Trägern, die angekündigt haben, ihre Tätigkeit zum 
Jahresende bzw. Anfang 2013 einzustellen. Andere 
Träger haben den Wegfall von Arbeitsgelegenhei-
ten und Beschäftigungszuschuss zu einem gewissen 
Teil durch andere Fördermaßnahmen der Jobcenter 
oder durch Förderprogramme Dritter ausgleichen 
können. Insgesamt konnte jedoch der massive Rück-
gang der Förderungen nicht aufgefangen werden. 

ko n ta k t  annette.wippermann@paritaet-hessen.org
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Betriebs- und Finanzmanagement
R e f e r a t

Einzelverhandlungen und pauschale 
Vergütung im Bereich SGB XII

In der vom Referat Finanz- und Betriebsmanagement 
organisierten Arbeitsgruppe „Einzelverhandlungen“ 
bereiteten sich Mitgliedsorganisationen des PARITÄ-
TISCHEN Hessen intensiv und kollegial auf Verhand-
lungen mit der Bundesagentur für Arbeit und dem 
Landeswohlfahrtsverband vor. Dabei wurde eine 
umfangreiche Sammlung von Daten zu Leistungs-
bereichen und Vergütungen erstellt, die die Position 
der einzelnen Träger in den Verhandlungen stärken 
können. Außerdem wurden auch das Aufbrechen 
der landeseinheitlichen Fachleistungsstunde im 
Betreuten Wohnen thematisiert und dessen Auswir-
kungen begleitet.

Im Jahr 2011 konnte eine pauschale Vergütungsan-
passung im Bereich SGB XII in der Vertragskommis-
sion erreicht werden. Allerdings zeichnet es sich ab, 
dass der Hessische Städtetag und der Landkreistag 
dieses pauschale Vorgehen immer stärker infrage 
stellen.

Bei der Ausgestaltung der „Baurichtwerte“ für die 
Einrichtungen der Behindertenhilfe konnte − auch 
durch den fachlichen Austausch mit Vertreterinnen 
und Vertretern von Kommunen, des Ministeriums 
sowie von politischen Parteien − erreicht werden, 
dass das Hessische Sozialministerium die lange ge-
forderte Überarbeitung und Anpassung vorgenom-
men hat.

Vergütungsverhandlungen  
im Bereich der Pflege

Im Jahr 2011 konnte wieder eine pauschale Erhö-
hung des Pflegesatzes und des Entgelts für Unter-
kunft und Verpflegung für stationäre Einrichtungen 

in Höhe von 1,75 % mit einer Laufzeit von 15 Mona-
ten abgeschlossen werden. Dieser Abschluss kann 
zumindest annährend die Kostensteigerungen der 
tariflich gebundenen Einrichtungen decken.

Durch die positiven Erfahrungen im Bereich der Be-
hindertenhilfe wurden auch im Bereich der Alten-
hilfe Arbeitsgruppen zur Vorbereitung von Einzel-
verhandlungen gegründet. Vorgeschaltet war eine 
zweitägige Klausurtagung der Fachgruppe Altenhil-
fe in Eisenach, die diese Thematik mit Unterstützung 
von Dr. Markus Plantholz aus Hamburg als Referen-
ten bearbeitete.

Mittlerweile hat die Arbeitsgruppe „SGB XI stati-
onär“ bereits eine aussagekräftige Kostentabelle 
erstellt, die einen Vergleich der Strukturdaten und 
der detaillierten Personalkosten zulässt und so auch 
Einzelverhandlungen unterstützen kann. Außerdem 
wurden von dieser Arbeitsgruppe auch die erfolg-
reichen Einzelverhandlungen im Bereich § 87 b SGB 
XI (Vergütungszuschläge für Pflegebedürftige mit 
erheblichem allgemeinem Betreuungsbedarf ) eng 
begleitet.

Die Arbeitsgruppe „SGB XI ambulant“ bereitete die 
Musterkalkulation der Ligaverbände mit vor, um 
Einzelverhandlungen auf gleicher Basis zu ermögli-
chen.

Einen wichtiges Thema stellten auch die Rahmenver-
tragsverhandlungen für den Bereich der Tagespfle-
ge dar. Die Ergebnisse der PARITÄTISCHEN Arbeits-
gruppe können dabei als Verhandlungsgrundlage 
dienen.

Einen weiteren Schwerpunkt stellt die Teilnahme an 
Schiedsstellenverhandlungen im Bereich des SGB 
XI und des SGB XII dar. Dabei ist festzustellen, dass 
neben Verhandlungen zu ambulanten Diensten ver-
mehrt Entscheidungen im stationären Bereich in der 
Schiedsstelle nach SGB XI getroffen wurden. In der 
Schiedsstelle nach SGB XII wurden vor allem Ver-
fahren hinsichtlich der Investitionskosten von Pfle-
geheimen getroffen, aber auch Verfahren aus der 
Behindertenhilfe, insbesondere zur Frage der lan-
deseinheitlichen Fachleistungsstunde verhandelt. 

ko n ta k t  oliver.rodenhaeuser@paritaet-hessen.org
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Freiwilligendienste – FSJ
R e f e r a t

Ausweitung des Freiwilligen Sozialen Jahres

Um dem Bedarf der Einsatzstellen an Freiwilligen auf-
grund der Aussetzung des Zivildienstes gerecht zu 
werden, wurde beim PARITÄTISCHEN Hessen zusätz-
lich zur Einführung des Bundesfreiwilligendienstes 
das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) weiter ausgeweitet. 
Der PARITÄTISCHE in Hessen hat im Zyklus 2010/2011 
in 70 aktiven Einsatzstellen insgesamt 132 FSJ-Plätze 
besetzt. Dies bedeutet ohne die Nachbesetzungen 
eine Aufstockung von 30 Plätzen im Vergleich zum 
vorherigen Zyklus. Im Zyklus 2011/2012 wurde wie-
derum aufgestockt, auf nun 180 FSJ-Plätze. Dies be-
deutet eine erneute Ausweitung um 50 Plätze. Die 
180 FSJ-Plätze sind in 99 Einsatzstellen besetzt. Für 
diesen Zyklus haben sich etwa 600 junge Menschen 
beworben. Mit fast 300 interessierten Menschen 
wurden Bewerbungsgespräche durchgeführt.

Erfreulicherweise konnte der Anteil junger Männer, 
die sich für ein FSJ entscheiden, gesteigert werden 
und liegt nun bei 30 % der FSJ-Teilnehmenden. Eben-
so ist der Anteil der Menschen mit Migrationshinter-
grund auf mittlerweile über 18 % angestiegen.

Die Zahl der Abbrüche war sehr gering und lag bei 
nur 4 %. Diese geringe Abbruchquote ist sicher auch 
durch die hohe Qualität der pädagogischen Beglei-
tung für die FSJ-Teilnehmer/-innen im PARITÄTI-
SCHEN zu erklären. Diese Qualität wird primär durch 
den Einsatz von pädagogisch qualifiziertem Perso-
nal und durch die konstanten Seminargruppen, in 
denen die FSJ-Teilnehmer/-innen ihre 25 Bildungs-
tage absolvieren, erreicht.

Auch im Jahr 2011 fanden drei Treffen zum Erfah-
rungsaustausch und zu Fortbildungsthemen für 
die Anleiter/-innen der FSJ-Teilnehmer/-innen statt. 
Thema war diesmal der Umgang mit Konflikten.

Die Anfragen zur Teilnahme von Berufsorientie-
rungsveranstaltungen in Schulen nahmen weiter zu. 
Vermehrt hatten Mitgliedsorganisationen, die bisher 
noch keine registrierte Einsatzstelle waren, Interes-
se an Informationen zum FSJ. Dies hängt sicher mit 
dem Wegfall des Zivildienstes zusammen.

Das Land Hessen hat auch im Jahr 2011 den Ausbau 
des FSJ mit einer Landesförderung für die Träger un-
terstützt.

Da aufgrund des demographischen Wandels die 
Freiwilligendienste immer mehr an Bedeutung ge-
winnen, nutzen viele soziale Einrichtungen das FSJ, 
um ihr soziales Netzwerk zu stärken und die Qualität 
ihrer sozialen Arbeit zu erhalten.

ko n ta k t

Der PARITÄTISCHE Hessen
Servicestelle Freiwilligendienste  
Frankfurt am Main
Freiwilliges Soziales Jahr
Eschersheimer Landstraße 10
60322 Frankfurt a. M.

Telefon: 0 69 / 21 97 68 79-10
Fax: 0 69 / 21 97 68 79-29
E-Mail: fsj@paritaet-hessen.org

www.paritaet.org/hessen/fsj
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Die Pioniere im Bundesfreiwilligendienst  
des PARITÄTISCHEN Hessen

Marc Kiebel, Leonie Berg und Charlotte Veit berich-
ten von ihren Erfahrungen im BFD. Alle arbeiten in 
unterschiedlichen Bereichen der Werkgemeinschaft 
Rehabilitation Wiesbaden e. V. (WRW). Ziel dieses 
Vereins ist es, die Lebensbedingungen psychisch er-
krankter Menschen zu verbessern und sie darin zu 
unterstützen, ihr Leben in Wiesbaden entsprechend 
ihren Möglichkeiten, Fähigkeiten und Bedürfnissen 
so weit als möglich selbstständig zu führen. Dazu 
hat die WRW ein breitgefächertes Beratungs-, Be-
treuungs- und Beschäftigungsangebot entwickelt. 
Es bestehen zwei Psychosoziale Zentren, die jeweils 
eine Kontakt- und Beratungsstelle, eine Tagesstätte 
und ambulant aufsuchende Betreuung im Rahmen 
des Betreuten Wohnens umfassen, sowie ein Wohn-
heim mit 13 vollstationären Plätzen. Außerdem wer-
den im Bereich Arbeit und Ausbildung neben dem 
Integrationsfachdienst Reha-Ausbildungen und be-
rufliche Reintegrationsmaßnahmen zur Förderung 
von langzeitarbeitslosen, psychisch beeinträchtigten 
Menschen angeboten. Das Büro-Service-Sekretariat 
bietet Qualifizierungsmaßnahmen im kaufmänni-
schen Bereich und Beschäftigungsmöglichkeiten als 
Zuverdienst.

Freiwilligendienste – BFD
R e f e r a t

Bundesfreiwilligendienst:  
eine Herausforderung für alle Beteiligten

Mit Aussetzung der Wehrpflicht und dem dadurch 
bedingten Wegfall des Zivildienstes wurde zum 1. 
Juli 2011 der Bundesfreiwilligendienst (BFD) gestar-
tet. Mit heißer Nadel gestrickt, waren zu Beginn viele 
Regelungen unklar, z. B., ob das Kindergeld weiter-
bezahlt wird oder wie die pädagogische Begleitung 
für ältere Menschen gestaltet werden soll.

Im Sommer 2011 sah es danach aus, als würde der 
Bundesfreiwilligendienst ein Flop, weder die ge-
meinnützigen und sozialen Einrichtungen noch 
engagierte Bürgerinnen und Bürger schienen sich 
für diesen Freiwilligendienst zu interessieren. Junge 
Menschen bewarben sich eher für das Freiwillige 
Soziale Jahr (FSJ), denn dort waren alle Fragen des 
Ablaufs und der Kostenerstattung geklärt und ein-
gespielt.

Der PARITÄTISCHE Hessen informierte seine Mit-
gliedsorganisationen in drei Veranstaltungen über 
die Rahmenbedingungen, entwickelte eine Home-
page mit einem Stichwortverzeichnis zu den rele-
vanten Themen, z. B. Kindergeld, Dauer des Bundes-
freiwilligendienstes, Bildungstage etc., und begann, 
personelle Ressourcen für die Beratung und Abwick-
lung bereitzustellen. Mit einer umfangreichen Infor-
mations- und Werbekampagne wurden die über 
800 sozialen Mitgliedsorganisationen über den BFD 
unterrichtet und aufgefordert, sich aktiv an diesem 
Freiwilligendienst zu beteiligen. Neben den bisheri-
gen Zivildienstplätzen konnten dadurch viele neue 
Einsatzstellen gewonnen werden.

So gelang es dem PARITÄTISCHEN Hessen, trotz aller 
Regelungsdefizite innerhalb eines halben Jahres 150 
BFD-Plätze anzuwerben und zu besetzen. Insgesamt 
wurden den PARITÄTISCHEN Mitgliedsorganisationen 
etwa 1.000 Plätze durch das Bundesamt für Familie 
und zivilgesellschaftliche Aufgaben genehmigt, die 
jedoch aufgrund der erfolgten Kontingentierung 
auf 145 Plätze für den PARITÄTISCHEN Hessen nicht 
besetzt werden können. Der PARITÄTISCHE Hessen 
setzte und setzt sich bei allen politischen Parteien 
und der Hessischen Landesregierung für die Erwei-
terung der Platzkontingente und eine Erhöhung der 
Mittel im laufenden Haushalt ein. Die große Bereit-
schaft der Menschen aller Altersgruppen, sich frei-
willig für die Gemeinschaft zu engagieren, darf nicht 
an unzureichenden finanziellen Mitteln im Haushalt 
scheitern.

Die pädagogische Begleitung der unter 27-Jährigen 
wurde jenseits der verpflichtenden zehn Tage in den 
Bildungszentren des Bundes analog zu den pädago-
gischen Seminaren im FSJ durchgeführt. 

Pilotprojekt „Freiwillig aktiv  
im PARITÄTISCHEN“

Im Oktober 2011 startete in Marburg das Pilotprojekt 
„Freiwillig aktiv im PARITÄTISCHEN“ mit dem Ziel, die 
Freiwilligendienste des PARITÄTISCHEN in den Regi-
onen Mittel-, Ost- und Nordhessen auszubauen und 
zu etablieren. Die Einführung des Bundesfreiwilligen-
dienstes führte zu einem erhöhten Beratungs- und 
Begleitungsbedarf der Mitgliedsorganisationen und 
der Notwendigkeit, verstärkt Freiwillige in Mittel-, 
Ost- und Nordhessen zu werben. Eine Kooperation 
mit der Freiwilligenagentur Marburg-Biedenkopf 
wurde in die Wege geleitet, um anknüpfend an das 
erfolgreiche Modell Freiwilligendienst aller Genera-
tionen in Trägerschaft der Freiwilligenagentur ein 
Konzept für die pädagogische Begleitung der über 
27-Jährigen im BFD zu erarbeiten.
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sionen im Team teilnehmen zu dürfen. Und mit mei-
nen Kolleginnen und Kollegen darüber sprechen zu 
können.

Leonie: Das Schwierigste war bislang, eine Klientin 
mit psychotischem Schub gemeinsam mit einer Kol-
legin in die Klinik zu bringen. Ich hatte davor mit „so 
etwas“ überhaupt keine Erfahrung. Sie hatte vorher 
ihre ganze Wohnung zerstört, und sie ist nur zwei 
Jahre älter als ich.

Wie habt ihr die Bildungstage bislang erlebt?

Marc: Das Einstiegsseminar des PARITÄTISCHEN war 
große Klasse, ich wusste ja erst mal gar nicht, was da 
auf mich zukommt! In der ersten Woche haben wir 
uns sehr mit dem Thema: „Was will ich später wer-
den“ beschäftigt, und diese Frage bewegt doch alle 
jungen Menschen, die den BFD ableisten. Unsere 
Gruppe ist richtig zusammengewachsen! Die Semi-
nare im Bildungszentrum waren dagegen eigentlich 
langweilig. Da hört man eine Woche zum Beispiel 
etwas über Verschwörungstheorien, doch was soll 
ich damit in meinem Arbeitsalltag anfangen? Die 
Seminare dort kommen mir wie Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen für die ehemaligen Zivildienst-
schulen vor.

Würdet ihr jungen Menschen den Bundesfreiwilligen-
dienst empfehlen?

Marc: Der BFD sollte Pflicht für alle werden. Jeder 
sollte in seinem Leben was Soziales für die Gesell-
schaft tun, das Jahr gibt Orientierung und man wird 
erwachsen. Das sage ich, obgleich für mich feststeht, 
dass ich nicht im sozialen Bereich arbeiten werde.

Charlotte: Es ist wichtig, einen anderen Bereich 
kennenzulernen und andere Gesellschaftsschichten 
zu verstehen. Ich weiß jetzt, was Armut bedeutet. 

Leonie: Ja, unvorstellbar, mit 10 Euro die Woche aus-
zukommen, das sind gerade mal vier Busfahrkarten. 
Man spürt, wie gut man es hat, man lernt, wie hoch 
der Bedarf an sozialer Arbeit ist, und entwickelt ein 
anderes Verständnis für die Menschen.

Charlotte: Ja, man entdeckt ganz neue Seiten an 
sich und lernt, zum ersten Mal im Arbeitsalltag zu 
bestehen.

Die Fragen stellte Heike Lange,  
Koordinatorin des Bundesfreiwilligendienstes  
im PARITÄTISCHEN Hessen.

ko n ta k t  bfd@paritaet-hessen.org

Was gefällt euch in eurem Tätigkeitsfeld des Bundesfrei-
willigendienstes?

Leonie: Ich bin ja noch nicht so lange dabei, aber 
die Aufnahme in das Team hat mir gefallen. Ich helfe 
in der Tagesstätte, in der Ergotherapie, bastle und 
spiele mit den Menschen und unterstütze das Kü-
chenteam bei Cateringaufträgen.

Marc: Die abwechslungsreiche Arbeit. Ich begleite 
die Klienten zur Tafel, zum Arzt, helfe bei Umzügen 
und einen meiner Klienten unterstütze ich, sein 
Buch über evangelische Theologie zu schreiben. Ich 
tippe es für ihn und tausche mich mit ihm über den 
Inhalt aus.

Charlotte: Ich arbeite im Büro-Service-Sekretariat, 
leite die Klienten an und unterstütze sie bei den viel-
fältigen Büroarbeiten. Es macht mir große Freude, 
die Dankbarkeit der Klientinnen und Klienten zu er-
leben, wenn ich ihnen für mich selbstverständliche 
Dinge, zum Beispiel Arbeiten mit Word, erkläre.

Was ist für euch bislang das Schwierigste in eurer Ein-
satzstelle gewesen?

Charlotte: Schlimm ist es, wenn ich wenig zu tun 
habe und wenn Teilnehmer an der Maßnahme ein 
sehr seltsames Verhalten haben, da brauche ich Er-
klärungen von meinen Kollegen über die Diagnose, 
um sicherer zu werden.

Marc: Für mich ist es das Schwierigste, wenn die Kli-
enten, die ich betreue, in ihre depressiven Phasen 
kommen, dann ist das plötzlich ein ganz anderer 
Mensch. Sehr berührt hat mich auch der Tod eines 
70-jährigen Mannes, mit dem ich mich gut verstand 
und der plötzlich starb. Ich bin froh, an den Supervi-

Charlotte Veit, Marc Kiebel und Leonie Berg
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Förderwesen

Förderwesen

Der PARITÄTISCHE bietet seinen Mitgliedsorganisati-
onen einen besonderen Zugang zu den Fördermit-
teln aus den großen Sozial- und Staatslotterien. Mit 
diesen Mitteln werden grundlegende Maßnahmen 
und Investitionen, aber auch vielfältige und nach-
haltige Projekte für gemeinnützige Organisationen 
gefördert.

Der PARITÄTISCHE unterstützt seine Mitgliedsorga-
nisationen durch kompetente Beratung und Hilfe-
stellung in den vielfältigsten Antragsangelegen-
heiten sowie mit fachlichen Stellungnahmen zu 
ausgewählten Projekten. Die Antragsqualität ergibt 
sich nicht nur in puncto Fachlichkeit und Aktualität 
der Vorhaben, sondern auch hinsichtlich formaler 
Kriterien wie Vollständigkeit der antragsrelevanten 
Unterlagen sowie inhaltlicher, sachlicher und rech-
nerischer Richtigkeit – auf diesen Ebenen steht das 
Förderwesen des PARITÄTISCHEN unterstützend 
und beratend zur Verfügung. Zusätzlich wurde eine 
regionale „Fördersprechstunde“ in Fulda angebo-
ten, die den Mitgliedsorganisationen einen breiten 
Überblick über die Fördermöglichkeiten durch den 
PARITÄTISCHEN geboten hat.

2011 wurden die Mitgliedsorganisa-
tionen hinsichtlich des neuen För-
derprogramms „Inklusion“ bzw. der 
neuen Förderaktion „Miteinander ge-
stalten“ der Aktion Mensch e. V. durch 
eine Informationsveranstaltung auf 
den neuesten Stand gebracht und 
auch bei der entsprechenden An-
tragstellung umfassend beraten. 
Förderberatungen fanden nun auch 
immer häufiger vor Ort bei den an-
tragstellenden Mitgliedsorganisati-
onen statt, um den Antragsgegen-
stand direkt in Augenschein nehmen 
und auf dieser Grundlage ergebniso-
rientiert beraten zu können.

„Service-News“

Im Jahr 2011 wurden vier Ausgaben des Newsletters 
„Service-News“ an die Mitglieder per E-Mail versen-
det. Mit den „Service-News“ wurde umfassend über 
neue Förderbereiche, Richtlinienänderungen, Fris-
ten, Rahmenverträge, Angebote, Ausschreibungen 
und auch über Aktuelles aus dem juristisch-öko-
nomischen Bereich für die alltägliche Vereinsarbeit 
informiert. 

Bewilligungen durch den Finanzausschuss  
des PARITÄTISCHEN

64 Anträge auf Förderung durch Mittel der Lotterie 
„Spiel 77“ über 67.345 Euro und 44 Anträge aus der 
Rücklage „Neue Technik in der Verbandsarbeit“ über 
40.640 Euro wurden 2011 von den Mitgliedern des 
Finanzausschusses bewilligt. Mit der Rücklage „Neue 
Technik in der Verbandsarbeit“ können Mitgliedsor-
ganisationen des PARITÄTISCHEN schnell und unbü-
rokratisch einen Zuschuss zu der Anschaffung von 
Hard- und Software sowie für einen Internetzugang 
und zur Homepagegestaltung erhalten.

Der Finanzausschuss besteht aus Mitgliedern des 
Vorstandes und der Geschäftsführung des PARITÄ-
TISCHEN.

Der Verein zur Förderung von Menschen mit Behin
derungen Darmstadt e. V. setzt für die tiergestützte 
Therapie Alpakas ein, die von der GlücksSpirale 
gefördert wurden.

R e f e r a t
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Aktion Mensch

Investitionen und Projekte 
von Einrichtungen der Be
hindertenhilfe und der Kin-
der- und Jugendhilfe werden 
ebenso bezuschusst wie Maßnahmen für Men-
schen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten. Die 
Deutsche Behindertenhilfe – Aktion Mensch e. V. 
verfügt über ein ausgedehntes Förderprogramm, 
das beispielsweise Zuschüsse wie Starthilfen im 
ambulanten Dienst, für behindertengerechte 
Wohnprojekte, Fortbildungs-, Kunst- und Aufklä-
rungsprojekte sowie für Barrierefreiheit oder die 
Anschaffung von Fahrzeugen für Menschen mit 
Behinderungen vorsieht. Es wurden 72 Anträge 
mit einer Gesamtsumme von  2.662.531,05 Euro 
bewilligt. Hinzu kommen Anträge aus dem För-
derbereich „Miteinander gestalten“ in Höhe von 
17.750 Euro.

 
Deutsches Hilfswerk

In der Alten- und Gesund-
heitshilfe sowie in der Kin-
der- und Jugendhilfe werden 
Projekte (soziale Maßnah-
men) sowie Investitionen und Bauprojekte für alte 
und sozial benachteiligte Menschen gefördert, 
die dringend der Hilfe zur Verbesserung ihrer 
Lebens- oder Betreuungssituation bedürfen. Bei 
insgesamt rückläufiger Bewilligungspraxis konn-
ten fünf Anträge mit insgesamt 914.208 Euro be-
zuschusst werden.

 
GlücksSpirale

Die Lotterie „GlücksSpirale“ 
stellte dem PARITÄTISCHEN 
Landesverband für 2011 
124.169 Euro zur Verfügung. 
Mit diesen Mitteln konnten 
verschiedenste Projekte und Anschaffungen für 
Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen der 
Kinder- und Jugendhilfe, der Alten- und Behin-
dertenhilfe und Maßnahmen für Ehrenamtsda-
tenbanken ermöglicht werden.

Kuratorium Deutsche Altershilfe

Hier stehen Mittel der ARD-
Fernsehlotterie zur Verfü-
gung, um neue Wege in der 
Altenhilfe anzuregen und 
zu unterstützen. Gefördert 
werden u. a. die berufsbegleitende Qualifizierung 
von hauptamtlichen und die Qualifizierung von 
ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern in der Altenhilfe, Starthilfen für die Einrich-
tung innovativer Angebote für Menschen mit 
besonderem Hilfebedarf in ihrer normalen Wohn-
umgebung, vorzugsweise im Rahmen von Quar-
tierskonzepten (letztmalig, dieser Förderbereich 
steht ab 2012 nicht mehr zur Verfügung), sowie 
Konzeptentwicklung und kleinere Modellvorha-
ben. 2011 wurden 44.620 Euro für die Altenerho-
lung, die sozial benachteiligten Senioren zugute-
kommt, ausgeschüttet.

 
Stiftung Deutsche Jugendmarke

Die Stiftung fördert lediglich 
Vorhaben mit besonderer, 
beispielhafter oder überre-
gionaler Bedeutung, insbe-
sondere aus dem Bereich 
der Jugendhilfe. Im Jahr 2011 wurde ein Antrag 
von einer Mitgliedsorganisation eingereicht.

 
Sparkassen- und Giroverband  
Hessen-Thüringen

Im Jahr 2011 ermöglichte 
der Sparkassen- und Giro-
verband Hessen-Thüringen 
zwei Vergaberunden an die 
Mitgliedsorganisationen des PARITÄTISCHEN Hes-
sen e. V. Bei zwei feierlich begangenen Veranstal-
tungen konnte einigen Mitgliedsorganisationen 
ein Scheck zur Förderung von Projekten aus den 
Themenbereichen „Altenhilfe“ und „Lebens- und 
Krankenhilfe“ überreicht werden. In diesem Rah-
men wurden ca. 300.000 Euro an knapp 50 Mit-
gliedsorganisationen übergeben.

ko n ta k t  �claudia.landor@paritaet-hessen.org 
nina.hollatz@paritaet-hessen.org
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Beitragsaufkommen nach Gruppen 2011

Die Mitgliederstruktur des PARITÄTISCHEN Hessen 
weist auch 2011 unverändert etwa 2/3 Kleinst- und 
Kleinorganisationen und rund 1/3 mittelgroße und 
große Organisationen aus. Von den rund 800 Mit-
gliedsorganisationen des PARITÄTISCHEN Hessen 
wurden 101 Organisationen, also rund 13 %, mit dem 
Höchstbeitrag veranlagt. Dies entspricht knapp der 
Hälfte des gesamten Beitragsaufkommens 2011. 
Über ein Drittel des Beitragsaufkommens entfällt 
auf 169 mittelgroße und mittlere Mitgliedsorganisa-
tionen, und 530 Mitgliedsorganisationen entrichten 
einen Mindest- bzw. einen Niedrigbeitrag. Der ge-
deckelte Höchstbeitrag lag 2011 bei 8.300 Euro, der 
Mindestbeitrag nach Selbsteinschätzung zwischen 
150 und 300 Euro im Jahr.

Mitgliederstatistik

Arbeitsfelder der Mitgliedsorganisationen 2011

Die Arbeitsschwerpunkte und Arbeitsinhalte der 
800 Mitgliedsorganisationen haben sich gegenüber 
dem Vorjahr nicht wesentlich verändert. Der fach-
liche Schwerpunkt lag auch 2011 mit 26 % in der 
Kinder- und Jugendhilfe, gefolgt von der Behinder-
tenhilfe mit etwa 14 % sowie der Frauen- und Mäd-
chenarbeit mit etwa 11 % und dem Gesundheits-
wesen mit 10 %. Das Arbeitsfeld Soziale Notlagen 
decken dagegen nur 3 % der Mitgliedsorganisatio-
nen ab. Nach eigenen Angaben besetzen rund 60 % 
der Mitgliedsorganisationen mehrere Arbeitsfelder.

3 % Soziale Notlagen

15 % Behindertenhilfe

12 % Frauen/Mädchen

10 % Gesundheitswesen

8 % Altenhilfe 6 % Ambulante Dienste

5 % Suchtkrankenhilfe

5 % Soziale Psychiatrie

5 % Migration

5 % Arbeit und Beschäftigung

26 % Kinder- und Jugendhilfe

36 % Mindestbeitrag 153 € 

13 % Höchstbeitrag über 8.000 € 

13 % Mittlerer Beitrag 1.500 – 4.000 € 

30 % Niedrigbeitrag 500 – 1.500 € 

8 % Oberer Beitrag 4.000 – 8.000 € 

M i t g l i e d e r
e n t w i c k l u n g
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Mitgliederentwicklung 1990–2011

Die Mitgliederentwicklung des PARITÄTISCHEN Hes-
sen zeigt in den letzten 22 Jahren eine stetige Zu-
nahme an Mitgliedsorganisationen. In den letzten 
10 Jahren war aber eher eine Abflachung bei der 
Mitgliederentwicklung feststellbar. Auch im Jahr 
2011 stagnierte der Mitgliederbestand bei rund 800 
Mitgliedern.

1990    1991    1992    1993    1994    1995    1996    1997    1998   1999    2000    2001    2002    2003   2004    2005    2006   2007   2008    2009    2010    2011

476       537       572       591       607       624      659       683       690       702       724       737       754       751       753       765       769       783       787       789       801      800

0

10

20

30

40

50

60

70

1990     1991    1992    1993    1994    1995    1996    1997    1998    1999     2000    2001    2002    2003    2004    2005    2006    2007   2008    2009    2010    2011

30          66          49          37          30           33          47          40          28          26          38          32          30          18          19           27          21          28          22          25          24         24
7             5             5            18           14          16           12           16           21          14           16           19           13           21          17           15          17            10          18           23          11          25

N
eu

au
fn

ah
m

en
   

   
Kü

nd
ig

un
ge

n

ko n ta k t  bigay.morawitz@paritaet-hessen.org

Neuaufnahmen und Kündigungen 1990–2011

In den vergangenen Jahren hielten sich Neumit-
gliedschaften und Mitgliederabgänge nahezu die 
Waage, so dass der Verband im Vergleich zu den 
1990er Jahren nur sehr wenig wuchs. Auch im Ge-
schäftsjahr 2011 blieb das Mitgliederwachstum mit 
24 Neumitgliedschaften und 25 Kündigungen kon-
stant. 
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Familienbande Wallau e. V., Biedenkopf-Wallau  
Ziel und Zweck: Unterstützung und Stärkung von Fami-
lien.

Förderverein der Alexander-Schmorell-Schule e. V., 
Kassel 
Ziel und Zweck: Förderung der Unterrichts- und Erzie-
hungsarbeit der Schule für Körperbehinderte in Kassel. 
www.alexander-schmorell-schule.de

Frauen helfen Frauen im Landkreis Kassel e. V., 
Baunatal 
Ziel und Zweck: Beratende und praktische Unterstüt-
zung für Frauen und Kinder in Notsituationen.

Freiwilligenzentrum − aktiv für Alsfeld e. V.  
Ziel und Zweck: Finanzielle und ideelle Unterstützung 
der Freiwilligenarbeit in Alsfeld.  
www.fz-alsfeld.de

Hessische Gesellschaft zur Förderung der 
Gehörlosen und Schwerhörigen e. V., Oberursel 
Ziel und Zweck: Interessenvertretung für gehörlose 
und schwerhörige Menschen, Errichtung von Bildungs-, 
Fortbildungs- und Fürsorgeeinrichtungen, Herausgabe 
von geeignetem Schriftgut. 
www.hessische-gesellschaft.de

Hilfe für ältere Bürger e. V., Neu-Isenburg 
Ziel und Zweck: Persönliche und wirtschaftliche Hilfe-
stellung für ältere, bedürftige Bürgerinnen und Bürger 
Neu-Isenburgs, die wegen ihrer körperlichen oder 
geistigen Gebrechlichkeit ständig auf die Hilfe anderer 
angewiesen sind und ein geringes Einkommen haben. 
Gegenstand der Vereinsarbeit ist auch Altenbetreuung, 
Begegnungsstätte für ältere Bürger, Altenpflege ohne 
Entgelt, Essen auf Rädern. 
www.aeltere-buerger-neu-isenburg.de

Internationale Jugendgemeinschaftsdienste 
Landesverein Hessen e. V., Frankfurt am Main 
Ziel und Zweck: Förderung der Jugendhilfe, der 
Erziehung und Bildung sowie der Völkerverständigung. 
www.ijgd.de

Kinderbauernhof Kassel e. V. 
Ziel und Zweck: Gründung und Unterhaltung eines 
Kinder- und Jugendbauernhofs im Stadtgebiet Kassel. 
Kinder und Jugendliche sollen Einblicke in Kreisläufe 
und Zusammenhänge der ökologischen Landwirtschaft 
erhalten und unabhängig von ihrer sozialen Herkunft 
einen respektvollen Umgang mit Tieren und der Natur 
lernen.  
www.Kinderbauernhof-Kassel.de

Klinikum Fulda Seniorenzentren GmbH, Marburg 
Ziel und Zweck: Betrieb von Altenpflegeeinrichtungen 
mit angemessener Wohnqualität, hauswirtschaftliche, 
dem geforderten Standard entsprechende Versorgung. 
Wahrung und Förderung der Selbstständigkeit und 
Selbstbestimmung der Bewohnerinnen und Bewohner. 
www.klinikum-fulda.de 

Kulturzentrum Schlachthof  
gemeinnützige GmbH, Kassel 
Ziel und Zweck: Förderung von Kunst und Kultur, 
Jugendhilfe, Volks- und Berufsbildung sowie Unter
stützung hilfsbedürftiger Menschen. 
www.schlachthof-kassel.de

Lebenshilfe Main-Kinzig gGmbH, Gelnhausen 
Ziel und Zweck: Unterhaltung von Einrichtungen und 
Diensten zur Förderung, Betreuung und Ausbildung von 
Menschen mit geistiger, körperlicher und anderer Behin-
derung und psychischen Erkrankungen, insbesondere 
in Frühförderstellen, Kindertagesstätten, ambulanten 
Einrichtungen, ambulanten Diensten, Schulen.

Medienblitz − Verein zur Förderung  
der Medienkompetenz e. V., Kassel 
Ziel und Zweck: Förderung der Medienkompetenz bei 
Kindern und Jugendlichen für einen kritischen und 
kreativen Umgang mit den Medien. 
www.susanne-holbein.de

MigraMundi e. V., Wiesbaden 
Ziel und Zweck: Förderung von Migrantinnen und damit 
Förderung der Völkerverständigung, einer internatio-
nalen und demokratischen Gesinnung und der gegen-
seitigen Akzeptanz von Menschen unterschiedlicher 
Herkunft, Staatsangehörigkeit, Religion oder ethnischer 
Zugehörigkeit. Abbau von Aggression, Gewalt und 
Fremdenfeindlichkeit. Förderung des Demokratiever-

Neue Mitgliedsorganisationen 2011
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ständnisses, der Partizipation von Minderheiten, der 
Erziehung und Bildung sowie der beruflichen Bildung 
und Beratung, der Jugendhilfe, der Umwelt und des 
Naturschutzes.  
www.migramundi.de

Nordstadtverein e. V., Gießen  
Ziel und Zweck: Initiierung, Förderung und Koordinie-
rung der sozialen Entwicklung in der Gießener Nord-
stadt, die Unterstützung vorhandener und die Entwick-
lung neuer Systeme des Gemeinschaftslebens. 
www.nordstadtverein-giessen.org

Projekt 50 Kassel e. V. Verein zur Förderung  
brachliegender Fähigkeiten  
Ziel und Zweck: Beschaffung von Mitteln zur Förderung 
der Aus-, Fort- und Weiterbildung, der Jugend- und 
Altenhilfe sowie zur Unterstützung hilfsbedürftiger 
Personen.  
www.projekt50.de

Projektgruppe Bahnhofsviertel e. V. − Hilfe für 
Menschen in seelischer Not, Frankfurt am Main 
Ziel und Zweck: Unterstützung der Arbeit und 
Zusammenarbeit kirchlicher Gruppen und Gemeinden 
mit dem Schwerpunkt, Menschen zu helfen, die am 
Rande der Gesellschaft leben.

Rettungsarche e. V., Ebsdorfergrund-Hachborn  
Ziel und Zweck: Beratung und Betreuung hilfesu-
chender süchtiger Menschen, ggf. Aufnahme in die 
Selbsthilfe-Gemeinschaft, Angebote zum Erlernen von 
Möglichkeiten, in Selbstverantwortung und -verwaltung 
ohne Suchtmittel und Kriminalität zu leben. 
www.rettungsarche.eu

Rheuma-Liga Hessen e. V., Frankfurt am Main 
Ziel und Zweck: Rheumaerkrankte, andere Interessierte 
und die Öffentlichkeit über rheumatische Krankheiten 
aufzuklären und zu beraten sowie Förderung der Krank-
heitsbekämpfung.  
www.rheuma-liga-hessen.de

Sozialdienst im Freikirchlichen Bund der Gemeinde 
Gottes gemeinnützige GmbH, Gudensberg 
Ziel und Zweck: Betreuung hilfsbedürftiger Menschen 
aller Altersstufen auf der Grundlage christlicher Nächs-
tenliebe mit dem Ziel, die Führung eines würdevollen 
Lebens zu ermöglichen. Erziehung, Bildung und Ausbil-

dung von Kindern und Jugendlichen auch in Notstands-
gebieten Europas und in Entwicklungsländern. 
www.lazarus-dienst.de

Stadtteilmütter Kassel e. V. 
Ziel und Zweck: Unterstützung und Betreuung von 
Familien, Frauen und Kindern in Rothenditmold und in 
Kassel. Darüber hinaus die Förderung der Integration 
von Mitbürgerinnen und Mitbürgern aller Nationalitä-
ten und die Förderung internationaler Gesinnung und 
Toleranz.

Stiftung Lebensräume, Offenbach am Main 
Ziel und Zweck: Förderung der gesellschaftlichen 
Teilhabe, der Rehabilitation und Integration sowie die 
Gesundheitsförderung von Menschen mit psychischer 
Erkrankung, seelischer Behinderung sowie mit anderen 
persönlichen und sozialen Beeinträchtigungen. Die 
Belange chronisch psychisch Kranker und ihrer Angehö-
rigen werden in besonderem Maße berücksichtigt. 
www.lebsite.de

Verein für Bildung und Fairness e. V.  
(BiFair e. V.), Friedberg 
Ziel und Zweck: Förderung der Wissenschaft und 
Forschung; der Jugendhilfe; der Kunst und Kultur; der 
Erziehung, der Volks- und Berufsbildung; der Studenten-
hilfe. Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz 
auf allen Gebieten der Kultur und des Völkerverständi-
gungsgedankens. Förderung der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern; des bürgerschaftlichen 
Engagements. Anregung und Hilfe zur Selbsthilfe, zu 
eigenverantwortlichem und selbstbestimmtem Leben. 
Förderung der gesellschaftlichen Partizipation potenziell 
marginalisierter Bevölkerungsgruppen und des interkul-
turellen Austauschs.

Verein für Körper- und Mehrfachbehinderte 
Hofgeismar e. V. 
Ziel und Zweck: Förderung und Fürsorge von Personen, 
die von einer psychischen Krankheit oder körperlichen, 
geistigen oder seelischen Behinderung betroffen sind.

Verein zur Förderung von Menschen  
mit Behinderungen Darmstadt e. V., Roßdorf  
Ziel und Zweck: Förderung und Betreuung spastisch 
Gelähmter und anderer Körperbehinderter. 
www.bhz-rossdorf.de
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2. Region Nordhessen
LK Kassel, Stadt Kassel, LK Waldeck-Frankenberg,  
Schwalm-Eder-Kreis, Werra-Meißner-Kreis
Sitz der Regionalgeschäftsstelle:  
Motzstraße 4, 34117 Kassel
Telefon: 05 61 / 1 40 08 · Fax: 05 61 / 10 30 27
E-Mail: paritaet.kassel@paritaet-hessen.org
Regionalgeschäftsführer: Harold Becker

3. Region Osthessen
LK Hersfeld-Rotenburg, Vogelsbergkreis,  
LK Fulda, Stadt Fulda
Sitz der Regionalgeschäftsstelle:  
Petersberger Straße 21, 36037 Fulda
Telefon: 06 61 / 9 01 98 44 · Fax: 06 61 / 9 01 98 45
E-Mail: paritaet.fulda@paritaet-hessen.org
Regionalgeschäftsführerin: Annelore Hermes

4. Region Rhein-Main-Ost
Wetteraukreis, Main-Kinzig-Kreis, Kreis Offenbach,  
Stadt Offenbach
Sitz der Regionalgeschäftsstelle:  
Frankfurter Straße 48, 63065 Offenbach
Telefon: 0 69 / 82 41 62 · Fax: 0 69 / 82 36 94 79
E-Mail: paritaet.offenbach@paritaet-hessen.org
Regionalgeschäftsführerin: Sybille Stallmann-Beseler

5. Region Südhessen
LK Groß-Gerau, LK Bergstraße, Odenwaldkreis,
LK Darmstadt-Dieburg, Stadt Darmstadt
Sitz der Regionalgeschäftsstelle:  
Poststraße 9, 64293 Darmstadt
Telefon: 0 61 51 / 89 92 62 · Fax: 0 61 51 / 89 50 06
E-Mail: paritaet.darmstadt@paritaet-hessen.org
Regionalgeschäftsführerin: Margit Balß

6. Region Rhein-Main
Hochtaunuskreis, Main-Taunus-Kreis,  
Stadt Frankfurt a. M.
Sitz der Regionalgeschäftsstelle:  
Auf der Körnerwiese 5, 60322 Frankfurt am Main
Telefon: 0 69 / 95 52 62-51 · Fax: 0 69 / 95 52 62-63
E-Mail: paritaet.frankfurt@paritaet-hessen.org
Regionalgeschäftsführer: Jürgen Lilischkies

7. Region Rhein-Main-West
Rheingau-Taunus-Kreis, Stadt Wiesbaden
Sitz der Regionalgeschäftsstelle:  
Luisenstraße 26, 65185 Wiesbaden
Telefon: 06 11 / 3 08 56 64 · Fax: 06 11 / 3 08 69 08
E-Mail: paritaet.wiesbaden@paritaet-hessen.org
Regionalgeschäftsführerin: Heike Lange

Der PARITÄTISCHE in der Region

Der PARITÄTISCHE Hessen vertritt innerhalb der 
PARITÄTISCHEN Gesamtorganisation die gemeinsa-
men Grundüberzeugungen seiner Mitgliedsorgani-
sationen nach innen und außen. Er unterhält dazu 
eine zentrale Landesgeschäftsstelle sowie dezentra-
le Regionalgeschäftsstellen. 

Aufgabe dieser Regionalgeschäftsstellen ist es, die 
regionale Präsenz des Verbandes zu gewährleisten 
und den Mitgliedsorganisationen des PARITÄTISCHEN 
Landesverband Hessen e. V. regionale Ansprech-
partner zur Verfügung zu stellen. 

Als Schnittstelle zwischen den 
zentralen Aufgaben und den 

Mitgliedsorganisationen 
erfüllen die Regional-

g e s c h ä f t s s te l l e n 
besondere Funkti-
onen in enger Zu-
sammenarbeit mit 
den Kreisgruppen, 

deren Sprecherinnen 
und Sprechern so-
wie dem regionalen 
Sprecherrat. Insbe-

sondere sind sie Wis-
sensmanager und Coach 

für die Kreisgruppen und 
Mitgliedsorganisationen.

2.

3.1.

4.
6.

7.

5.

Regionalgeschäftsstellen
A u s  d e n  R e g i o n e n

1. Region Mittelhessen
LK Marburg-Biedenkopf, Stadt Marburg,  
Lahn-Dill-Kreis,  
LK Limburg-Weilburg, LK Gießen, Stadt Gießen
Sitz der Regionalgeschäftsstelle:  
Bahnhofstraße 61, 35390 Gießen
Telefon: 06 41 / 98 44 45-0 · Fax: 06 41 / 98 44 45-19
E-Mail: paritaet.giessen@paritaet-hessen.org
Regionalgeschäftsführerin: Gabriele Mangold 
E-Mail: paritaet.marburg@paritaet-hessen.org
Regionalgeschäftsführerin: Iris Demel 
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Menschen mit Behinderung in Osthessen: 
„Nichts über uns ohne uns!“

„Nichts über uns ohne uns!“ Mit diesem Motto der 
Menschen mit Behinderungen haben sich in Fulda 
Politik, Verbände und Selbsthilfe intensiv auseinan-
dergesetzt. Am Ende eines langen Prozesses im Jahr 
2011, in dem die Beteiligten um das bestmögliche 
Konzept gerungen haben, stand im Februar 2012 
schließlich die Entscheidung der Fuldaer Stadtver-
ordnetenversammlung für die Einrichtung eines 
Behindertenbeirats. Der PARITÄTISCHE hat sich ent-
schieden dafür ausgesprochen, dass Menschen mit 
Behinderungen sich in einem solchen Gremium 
artikulieren und so für ihre eigenen Interessen ein-
treten können. Das entspricht dem Geist der UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), die eine 
selbstverständliche Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen in allen Bereichen des gesellschaft-
lichen Lebens vorsieht.

Auch in einer öffentlichen Veranstaltung am 9. No-
vember 2011 in Bad Hersfeld hat auf Einladung der 
Kreisgruppe Prof. Dr. Kurt Jacobs, voll erblindeter 
Vorsitzender des Behindertenbeirats und Behinder-
tenbeauftragter in Hofheim, von seinen positiven 
Erfahrungen in diesen Ämtern berichtet und dar-
gestellt, wie in Hofheim Schritt für Schritt immer 
mehr Barrierefreiheit verwirklicht wird. Dass es so 
weit kommen konnte, ist ein Ergebnis der aktiven 
Teilhabe der Betroffenen, die von der UN-BRK gefor-
dert wird. Sie hat mit dem defizitorientierten Men-
schenbild gründlich aufgeräumt und einen Paradig-
menwechsel eingeleitet. Jacobs wies nachdrücklich 
darauf hin, dass die Kommunen für die Umsetzung 

der Behindertenrechtskonvention nun Aktionspläne 
entwickeln müssen: ein Feld, in dem Behinderten-
beiräte unverzichtbare Akteure darstellen.

Wege inklusiver Schulbildung

Das Projekt „Inklusive Nachmittagsbetreuung“ der 
Jugendhilfestation Altes Sägewerk im Kreis Hers-
feld-Rotenburg sei hier beispielhaft genannt: Nicht 
mehr nachmittags „exklusiv“ in der Jugendhilfeein-
richtung werden verhaltensauffällige Kinder dabei 
unterstützt, sich kooperativ und sozialverträglich 
zu verhalten, sondern „inklusiv“ in der Schule: Der 
zuständige Sozialpädagoge der Einrichtung wirkt in 
der Nachmittagsbetreuung der von den Kindern be-
suchten Grundschule mit und hilft ihnen auf diese 
Weise, sich besser in die Gemeinschaft zu integrie-
ren. Das ist ein sehr erfolgreiches Projekt auf dem 
Weg zu einer inklusiven Schule, von dem alle Betei-
ligten profitieren, auch die „gesunden“, nicht auffäl-
ligen Kinder.

PARITÄTISCHES Gespräch über Probleme  
im „Sozialstandort Vogelsbergkreis“

Ein aktuelles, brennendes Thema im Vogelsberg-
kreis sind die dramatischen Mittelkürzungen bei der 
Jugendberufshilfe. Die Folgen der schmerzlichen 
Einschnitte in diesem Bereich standen im Vorder-
grund des Zweiten PARITÄTISCHEN Gesprächs im 
September 2011 im Vogelsbergkreis, zu dem die 
Kreisgruppe in die Einrichtung Fachklinik Melchiors-
grund eingeladen hatte. Zahlreiche Politiker/-innen 
aller Fraktionen sowie der Erste Kreisbeigeordnete 
waren der Einladung gerne gefolgt. Sie wurden im 
Gespräch mit den harten Auswirkungen der Kürzun-
gen in der Eingliederungshilfe auf das Netzwerk für 
Jugendberufshilfe im Vogelsbergkreis konfrontiert: 
Ein hessisches Erfolgsmodell für die Unterstützung 
benachteiligter Jugendlicher in der Ausbildung, die 
in der Vergangenheit teilweise wieder in den ersten 
Arbeitsmarkt integriert werden konnten, musste 
eingestellt werden. Wegen der Kürzung der Bundes-
zuschüsse für langzeitarbeitslose Jugendliche kann 
inzwischen kein einziger unterstützter Ausbildungs-
platz mehr angeboten werden: hoch problematisch 
für die Betroffenen, ein negativer Einschnitt für den 
„Sozialstandort Vogelsbergkreis“ und für Träger wie 
die PARITÄTISCHE Jugendhilfeeinrichtung Haus am 
Kirschberg eine sehr schwierige Entwicklung.

ko n ta k t  paritaet.fulda@paritaet-hessen.org

LK Hersfeld-Rotenburg  
Vogelsbergkreis · LK Fulda

Fulda
R e g i o n a l

g e s c h ä f t s s t e l l e
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Veranstaltungen zur Kommunalwahl

„Sie haben die Wahl“ war der Titel der Veranstal-
tungen in Marburg und Gießen anlässlich der Kom-
munalwahl im März. Im Zentrum des Interesses der 
Teilnehmer/-innen standen die Fragen: Was kann 
Politik in der Kommune bewegen? Wo sehen die 
Kandidatinnen und Kandidaten für die regionalen 
Parlamente mögliche Handlungsfelder? Beispielhaft 
wurde erläutert, wie wichtig gerade in Zeiten knap-
per Ressourcen gut aufeinander abgestimmtes und 
vernetztes Arbeiten ist und welche Fortschritte in 
der Arbeit des PARITÄTISCHEN hierbei schon erreicht 
worden sind. Auch konnte vermittelt werden, dass 
die Politik bei fachlichen Fragestellungen im PARITÄ-
TISCHEN und in dessen Mitgliedern fachkompeten-
te Ansprechpartner findet.

Bei der gemeinsamen Vorbereitung wurden von 
Mitgliedern der Gießener Kreisgruppe Schwer-
punkte zu verschiedenen sozialpolitischen The-
men herausgefiltert. Dabei ging es um Fragen der 
Kinderbetreuung, um Chancen für benachteiligte 

Jugendliche auf dem Arbeitsmarkt, um die Situati-
on von Menschen mit psychischen Behinderungen 
und um die Folgen des demografischen Wandels. 
Schwerpunktthema in Marburg war die Schnitt-
stellenproblematik zwischen SGB VIII und SGB II/III. 
Mitglieder der Kreisgruppe stellten anschaulich dar, 
warum benachteiligte Jugendliche und junge Er-
wachsene in besonderer Weise von den Kürzungen 
der Arbeitsmarkt- und Qualifizierungsprogramme 
getroffen werden und von Perspektivlosigkeit be-
droht sind. Die Kommunalpolitiker/-innen wurden 
aufgefordert, an einer Neujustierung der Hilfen mit-
zuwirken. Ein weiteres Schwerpunktthema war die 
Zukunft der Stadtteilpolitik angesichts der Kürzun-
gen im Programm „Soziale Stadt“.

Gestaltung durch Mitarbeit  
in örtlichen Gremien

In den vier Landkreisen der Region Mitte konnten 
nach der Kommunalwahl die Sitze für den PARITÄ-
TISCHEN aus den Reihen der Kreisgruppen und der 
Regionalgeschäftsführung neu besetzt werden. Mit 
hoher Fachkompetenz und großem Engagement 
brachten sich die PARITÄTISCHEN Vertreter/-innen 
in den Ausschüssen und Beiräten ein und setzten 
dabei Impulse insbesondere bei Themen wie Inklu-
sion, Chancengerechtigkeit, Gewaltprävention, Be-
kämpfung der Folgen von Armut, Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf oder Verbesserung der Wohnsitu-
ation für Menschen mit Behinderung und Senioren.

Mit der Neuausrichtung des SGB II verbunden ist die 
Vorgabe, dass die örtliche Wohlfahrtspflege nur Mit-
glieder in die örtlichen Beiräte zu entsenden hat, die 
selbst nicht Anbieter von Eingliederungsleistungen 
auf dem örtlichen Arbeitsmarkt sind. Daher wurden 
in Gießen und Limburg die Regionalgeschäftsfüh-
rerinnen des PARITÄTISCHEN in den Beirat entsandt. 
Flankiert wurde dies in Gießen durch den Liga-
Arbeitskreis „Chance Arbeit“ und in Limburg durch 
das PARITÄTISCHE Netzwerk Beschäftigungsförde-
rung in Limburg-Weilburg.

LK Marburg-Biedenkopf · Stadt Marburg · Lahn-Dill-Kreis  
LK Limburg-Weilburg · LK Gießen · Stadt Gießen

Gießen/Marburg
R e g i o n a l

g e s c h ä f t s s t e l l e
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Netzwerke, vernetztes Arbeiten 

PARITÄTISCHE Träger von Projekten der Beschäfti-
gungsförderung im Kreis Limburg-Weilburg erstell-
ten und veröffentlichten die Broschüre „Netzwerk 
Beschäftigungsförderung“, um einer breiten Öffent-
lichkeit die Arbeitsweise der gemeinnützigen Orga-
nisationen in diesem Bereich darzustellen. Mit der 
Broschüre wurde verdeutlicht, dass die besondere 
Fachlichkeit sozialer Arbeit in verschiedenen Berei-
chen wie Suchtkrankenhilfe, psychischer Erkrankung, 
geistiger Behinderung oder besonderer sozialer Be-
nachteiligung Grundlage und Nährboden erfolgrei-
cher langfristiger Hinführung an den Arbeitsmarkt 
darstellt und dass die vernetzte Zusammenarbeit 
der gemeinnützigen Organisationen dem einzelnen 
Menschen die Möglichkeit bietet, eine seinem indi-
viduellen Hilfebedarf entsprechende Unterstützung 
zu finden.

PARITÄTISCHE Mitgliedsorganisationen in Marburg-
Biedenkopf gründeten Netzwerke zur Inklusion von 
Kindern und Jugendlichen einerseits und jungen Er-
wachsenen andererseits. Das Thema Inklusion nahm 
in Marburg-Biedenkopf im Laufe des Jahres hinsicht-
lich der Intensität und Verbreitung an Fahrt auf.

Die Beratungs- und Koordinierungsstelle für ältere 
und pflegebedürftige Menschen in Gießen (BeKo) 
ist ein seit elf Jahren sehr erfolgreich arbeitendes 
Gemeinschaftsprojekt Gießener Wohlfahrtsverbän-
de. Hier erhalten Ratsuchende umfassende Informa-
tionen und Beratung aus einer Hand. Ziel ist, dass äl-
tere Menschen auch bei nachlassenden Kräften und 
eingeschränkter Mobilität möglichst lange zu Hause 
leben können. Infolge der Einrichtung eines Pflege-
stützpunktes in Gießen wurde das Konzept der BeKo 
überarbeitet und ein neuer Vertrag mit der Stadt und 
dem Landkreis Gießen abgeschlossen. Die bedarfs-
gerechte und zukunftsbeständige Weiterentwick-
lung der Angebote erfolgte in enger Abstimmung 
mit Stadt und Landkreis und mit dem in gleichen 
Räumen ansässigen Pflegestützpunkt. Aufgrund 
der unterschiedlichen Systeme (Wohlfahrtsverbän-
de, Kommunalverwaltungen, Pflegekassen) musste 
genügend Zeit für die Abstimmung und Verständi-
gung eingeräumt werden. Die hohe Frequentierung 

beider Einrichtungen und die Kundenzufriedenheit 
zeigten, dass sich dieser Einsatz gelohnt hat. Noch 
nicht geklärt werden konnte bislang die Frage, wie 
der in der Folge des demografischen Wandels ste-
tig wachsende Bedarf an Beratung und Unterstüt-
zung bei gleichbleibenden finanziellen Ressourcen 
gedeckt werden kann. Hier werden gemeinsam mit 
der Altenhilfeplanung von Stadt und Landkreis Lö-
sungswege angestrebt.

ko n ta k t  �paritaet.giessen@paritaet-hessen.org 
paritaet.marburg@paritaet-hessen.org
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Nordhessen schrankenlos –  
mehr barrierefreier Wohnraum für  
behinderte und ältere Menschen

Immer mehr Menschen werden älter, doch lediglich 
knapp 1 % des Wohnraums ist in Deutschland alters- 
bzw. behindertengerecht. So fehlen heute überall in 
hohem Maße bezahlbare bedürfnisgerechte Woh-
nungen. Und die Nachfrage steigt immer weiter. 
Barrierefreie Neubauten zu errichten ist eine Mög-
lichkeit. Angesichts des demografischen Wandels 
mit schrumpfender Bevölkerung kann man jedoch 
nur bedingt auf diese Karte setzen. Die Anpassung 
bestehenden Wohnraums muss im Vordergrund 
stehen, auch um einen weiteren Flächenverbrauch 
in Randlagen mit schlechter Infrastruktur zu vermei-
den.

Die Schaffung solcher Wohnungen ist eine der 
zentralen Herausforderungen der Zukunft – für die 
Immobilienwirtschaft und die Politik, aber auch für 
die Freie Wohlfahrtspflege. Die meisten Bauherren 
schrecken jedoch vor einer Modernisierung beste-
henden Wohnraums nach den Kriterien der Barriere-
Reduktion aus Kostengründen zurück. Doch der bar-
rierefreie Neubau nach DIN-Norm ist bereits heute 
nicht teurer, und für den barrierefreien Umbau im 

Bestand gilt es, bezahlbare 
Modelle zu entwickeln, die 
sich für die Wohnungseigen-
tümer langfristig rechnen. 
Denn besondere Wohnbe-
dürfnisse betreffen ja nicht 
nur behinderte und ältere 
Menschen mit Bewegungs-
beeinträchtigungen, sondern 
Personen jeden Alters. Barri-
erefreies Wohnen (z. B. keine 
Stufen, breitere Türrahmen, 
ebenerdige Dusche) kann 
auch den Alltag der jüngeren 
Generation – z. B. das Leben 
mit Kindern (Kinderwagen, 
Bobby-Car etc.) oder bei Be-
suchen der Großeltern − er-
leichtern. „Universelles De-
sign“ oder „Nutzen für alle“ 

heißt: Es ergibt für Hausbesitzer durchaus Sinn, auf 
diesem Sektor zu investieren. Außerdem gibt es für 
die nachträgliche Anpassung eines Gebäudes an 
bedürfnisgerechtes Wohnen auch Unterstützung 
durch verschiedene Förderprogramme.

Hier will der PARITÄTISCHE Hessen gemeinsam mit 
elf Mitgliedsorganisationen, die sich zum PARITÄTI-
SCHEN Qualitäts-Netz Nordhessen zusammenge-
schlossen haben, Überzeugungsarbeit leisten und 
gute Beispiele entwickeln. In einigen Jahren soll 
man sagen können: „Das Bewusstsein in Nordhes-
sen von den Vorteilen der Barrierefreiheit für alle 
Menschen in allen gesellschaftlichen Bereichen ist 
deutlich gewachsen, und es ist vermehrt barriere-
freier bzw. barrierearmer Wohnraum für ältere oder 
behinderte Menschen mit mittlerem und geringem 
Einkommen entstanden.“ Als erster Schritt wurde 
ein studentischer Ideenwettbewerb gestartet, bei 
dem es um konkrete Lösungen für den Umbau rea-
ler bestehender Wohnungen ging. Die Studierenden 
sollten im Rahmen eines Seminars am Architektur-
fachbereich der Universität Kassel Entwürfe für den 
barrierefreien Umbau eines Mehrfamilienhauses der 
Kasseler Wohnungsbaugenossenschaft Vereinigte 
Wohnstätten 1889 eG einreichen, die anschließend 
von einer Jury bewertet und vom PARITÄTISCHEN 
ausgezeichnet wurden.

LK Kassel · Stadt Kassel · LK Waldeck-Frankenberg
Schwalm-Eder-Kreis · Werra-Meißner-Kreis

Kassel
R e g i o n a l

g e s c h ä f t s s t e l l e

N
or

dh
es

se
n 

sc
hr

an
ke

nl
os

.d
e



DER PARITÄTISCHE HESSEN  |  Jahresbericht 2011 37

Wettbewerbsaufgabe

Unter Berücksichtigung der Bedürfnisse  
von Menschen

K  �mit Sehbehinderung, Blindheit  
oder Hörbehinderung (Gehörlose, 
Ertaubte und Schwerhörige),

K  �mit motorischen Einschränkungen,

K  �die Mobilitätshilfen und Rollstühle 
benutzen,

K  �im fortgeschrittenen Lebensalter

den Wohnraum im Bestand in einem 
Mehrfamilienhaus in der Goethestraße in 
Kassel für ein mittleres bis kleines Budget 
umzuplanen.

Architekturwettbewerb  
für Studentinnen und Studenten  
der Universität Kassel

Die Jury

K  �Gisela Degenhardt,  
Dipl.-Sozialpädagogin, 
Wohnraumberatung, Caritas 

K  �Claudia Ulrich,  
Dipl.-Ing. Architektur,  
Hessische Fachstelle für Wohnberatung 

K  �Dr. Andreas Jürgens,  
Rechtspolitischer Sprecher der GRÜNEN 
im Hessischen Landtag

K  �Prof. Maya Reiner,  
Prof. Dipl.-Ing. M. Arch., Universität Kassel

K  �Sandra Schmedes,  
Dipl.-Ing. Architektur,  
Paritätisches Qualitäts-Netz Nordhessen

Die Regionalgeschäftsstelle Kassel leistete einen 
besonderen Beitrag zum Gelingen dieses Seminars: 
Um sich mit den Herausforderungen und den Be-
dürfnissen des Lebens im Alter und mit Behinderun-
gen vertraut zu machen, sammelten die Studieren-
den ein Wochenende lang eigene Erfahrungen. Sie 
sprachen mit Menschen mit unterschiedlichen Be-
hinderungen, waren selbst im Rollstuhl unterwegs 
und versuchten sich mit eingeschränktem Hör- und 
Sehvermögen zu orientieren. Dabei probierten sie 
auch einen „Altersanzug“ aus, der die körperlichen 
Fähigkeiten und Einschränkungen im Alter simu-
liert.

Die Jury wurde ebenso wie die Wohnungsbauge-
sellschaft von der Qualität der eingereichten um-
setzungsreifen Ideen und Vorschläge überrascht. 
Für die Jury war es schwer, sich zwischen den ver-
schiedenen guten Entwürfen zu entscheiden. Zum 
Schluss konnte sie zwar ohne Probleme den ersten 
Preis vergeben, doch eine Differenzierung zwischen 
dem zweiten und dritten Preis gelang ihr nicht, so 
dass es zwei zweite Preise gegeben hat.

Die Vereinigte Wohnstätten 1889 eG wird einen 
der vom PARITÄTISCHEN prämierten Vorschläge zu-
sammen mit der Preisträgerin umsetzen. Ein großer 
Erfolg, von dem wir überzeugt sind, dass er unser 
Anliegen befördert und einen Beitrag darstellt für 
die reale Vermehrung bedürfnisgerechten barriere-
armen Wohnraumes in Nordhessen. Und auch die 
Universität Kassel geht den erfolgreichen Weg wei-
ter: Für die kommenden beiden Semester sind am 
Fachbereich Architektur weitere Veranstaltungen 
dieser Art zum barrierefreien Bauen geplant.

ko n ta k t  paritaet.kassel@paritaet-hessen.org
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Für eine bessere Bildungsbeteiligung  
von Kindern mit Migrationshintergrund

Die Zusammenarbeit von Elternhaus und Schule ist 
ein wichtiger Baustein für das gelingende Miteinan-
der im Schulleben und trägt wesentlich zum Schul
erfolg und zum späteren beruflichen Werdegang 
der Schülerinnen und Schüler bei. Rund 130 Fach-
leute aus den Bereichen Migration und Integration 
waren der Einladung des PARITÄTISCHEN Hessen, 
der Interkulturellen Büros der Stadt Darmstadt und 
des Landkreises Darmstadt-Dieburg sowie des staat-
lichen Schulamts zur Tagung ins Landratsamt nach 
Darmstadt-Kranichstein gefolgt. In seinem einfüh-
renden Vortrag stellte Prof. Dr. Werner Sacher seine 
Forschungsergebnisse vor. Demnach ist der Einfluss 
von Familien auf die Schulbildung der Kinder dop-
pelt so stark wie der von Schule, Unterricht und 
Lehrkräften zusammengenommen. Elternarbeit sei 
vor allem dann erfolgreich, wenn man aktiv auf die 
Eltern zugehe und wenn es gelinge, die Beziehun-
gen zwischen den Elterngruppen unterschiedlicher 
Herkunft zu intensivieren. Sacher benannte die Aus-
grenzung von Migrantinnen und Migranten inner-
halb der Elternschaft als ein zentrales Problem.

Anne Franz, Ehrenvorsitzende des PARITÄTISCHEN 
Hessen, verwies darauf, dass in kaum einem anderen 
europäischen Land die Schulerfolge der Kinder so 
deutlich mit ihrer sozialen Herkunft verknüpft sind 
wie in Deutschland. Betroffen seien insbesondere 
Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund. 
In der Relation zum Bevölkerungsanteil sind sie bei 
den höheren Bildungsabschlüssen weit unterreprä-
sentiert. Um eine bessere Bildungsbeteiligung be-
nachteiligter Kinder zu erreichen, sei es notwendig, 
dass alle Akteure an einem Strang zögen. „Wir brau-
chen eine höhere Akzeptanz und mehr Geduld im 
Umgang miteinander. Mit wachsendem Vertrauen 
wird die Bereitschaft steigen, offen aufeinander zu-
zugehen.“ 

Aktiv gegen die zunehmende Verharmlosung 
von Armut vorgehen

Armut und Obdachlosigkeit haben als Thema in 
der Kunst eine lange Tradition. Eher selten sind ob-
dachlose Menschen selbst als Kulturschaffende zu 
finden. Dass es sie jedoch gibt, zeigte ein bundes-

weit hoch beachtetes Kunstprojekt, die Ausstellung 
Kunst trotz(t) Armut, die im Oktober 2011 im Wis-
senschafts- und Kongresszentrum darmstadtium zu 
Gast war. Die Ausstellung wurde von den Liga-Ver-
bänden in Darmstadt in Kooperation mit der Stadt 
Darmstadt, dem Landkreis Darmstadt-Dieburg und 
den beiden Darmstädter Hochschulen veranstaltet. 

Namhafte zeitgenössische Künstler, darunter so be-
kannte Namen wie Jörg Immendorf, Liesel Metten, 
Sigmar Polke, Cornel Wachter, Katharina Mayer und 
Joseph Beuys haben sich in ihren Bildern und Plas-
tiken mit dem Thema Armut und Obdachlosigkeit 
künstlerisch auseinandergesetzt. Die Ausstellung 
rückt die verdeckte, verschämte und wachsende 
Armut in unserem Land in das öffentliche Bewusst-
sein. Obdachlosigkeit, als eine der sichtbarsten For-
men von Armut in Deutschland, wird als mahnende 
Botschaft deutlich gemacht. Neben der offensichtli-
chen Armut, die sich durch materielle Unterversor-
gung zeigt, gibt es jedoch auch noch die unsicht-
bare oder versteckte Armut in unserem Land. Sie 
zeigt sich in Defiziten an Bildung und kultureller 
Teilhabe.

LK Groß-Gerau · LK Bergstraße · Odenwaldkreis
LK Darmstadt-Dieburg · Stadt Darmstadt

Darmstadt
R e g i o n a l

g e s c h ä f t s s t e l l e



DER PARITÄTISCHE HESSEN  |  Jahresbericht 2011 39

Flankiert wurde die Ausstellung durch ein umfang-
reiches Vortragsprogramm hochkarätiger Referen-
tinnen und Referenten. Prof. Dr. Christoph Butter-
wegge von der Universität Köln berichtete über 
die erniedrigende Erfahrung von Notsituationen in 
einem der reichsten Länder der Erde. Er stellte eine 
zunehmende Verharmlosung des Problems fest, die 
vor allem damit zu tun habe, dass Armut in Deutsch-
land kaum spektakulär auftrete. Butterwegge sprach 
über die Notwendigkeit der Differenzierung des 
Armutsbegriffes. Denn natürlich zeige sich die Ar-
mut in Kalkutta anders als in Köln. Auch wenn es in 
Deutschland nicht ums Überleben gehe, so gehe es 
doch auch hier um das menschenwürdige Existenz-
minimum. 

Auch der Darmstädter Sozialrichter Dr. Jürgen Bor-
chert prangert den Sozialstaat an, dem er vorwirft, 
er produziere die Armut erst, vor der er eigentlich 
schützen sollte. Borchert ging in seinem Vortrag 
insbesondere auf die Situation von Familien ein. Als 
skandalös bezeichnete er die Steuerpolitik der Bun-
desregierungen, die Geringverdiener im Verhältnis 
deutlich stärker belaste als die Bezieher höherer 
Einkommen. Er forderte die Einführung einer uni-
versellen Bürgerversicherung. Werena Rosenke ging 
in ihrem Impulsvortrag auf die Auslöser von Woh-
nungslosigkeit wie Mietschulden, Räumungsklagen 
etc. ein. Und Dr. Claudia Wallner sprach über Paarbe-
ziehungen wohnungsloser Frauen. Sie liefen häufig 
nach ein und demselben Muster. Beziehungen wür-
den schnell eingegangen und seien oft von Gewalt 
geprägt.

Den Abschluss der Vortragsreihe und der Ausstel-
lung bildete die „Darmstädter Winterreise“. Schu-
berts Liederzyklus „Winterreise“ wurde mit Gedich-
ten, Texten und Erinnerungen wohnungsloser und 
ausgegrenzter Menschen aus Darmstadt aufgeführt. 
Die menschlich berührenden Geschichten mit Origi-
naltexten aus Interviews, die mit obdachlosen Men-
schen aus Darmstadt geführt worden sind, wurden 
von dem Schauspieler Christian Brückner (u. a. Syn-
chronstimme von Robert De Niro) in der Darmstäd-
ter Stadtkirche zu einem Gesamtkunstwerk zusam-
mengeführt. 

Insgesamt besuchten mehr als 400 Menschen die 
Ausstellung im darmstadtium. Auch viele Schulklas-
sen waren unter den Besuchern.

Patientenorientierung stärken und verstetigen 

Wie gesund jemand ist, hängt von den Bedingun-
gen des täglichen Lebens ab, in die Menschen hi-
neingeboren werden. Bedingungen, unter denen 
sie aufwachsen, leben, arbeiten und älter werden. 
Gesundheit wird längst nicht mehr nur als körperli-
cher oder psychischer Zustand angesehen, sondern 
als ein Prozess, der von unterschiedlichen Faktoren 
abhängt. Bei der Frage nach der Gesundheitsförde-
rung geht es um die Frage, wie dieser Prozess durch 
zeitgemäße Impulse positiv beeinflusst werden 
kann. 

Eine Fachtagung des PARITÄTISCHEN Hessen im 
Frankfurter Gallus in Kooperation mit der AOK Hes-
sen beleuchtete im Herbst 2011 den Aspekt der 
Selbsthilfe als Interessenvertretung von Patienten-
wünschen. Die Selbsthilfe hat sich zu einem wich-
tigen Baustein der ambulanten, stationären und 
rehabilitativen Leistungen im Gesundheitswesen 
entwickelt. Sie ist familien- und alltagsorientierte 
Hilfe im Gemeinwesen und Bindeglied zwischen 
professionellen Anbietern und Betroffenen. Im Jahr 
2050 wird jeder dritte Bundesbürger 60 Jahre oder 
älter sein. 

Parallel zu einer weiter steigenden Lebenserwartung 
ist mit einer Zunahme chronischer Erkrankungen 
und mit körperlichen Einbußen zu rechnen. Gerade 
daher ist es wichtig, sich schon heute mit der Frage 
zu befassen, was wir alle tun können, um gesund-
heitsfördernde Rahmenbedingungen zu stärken 
und zu unterstützen. Hier sollten sich alle gesell-
schaftlichen Kräfte angesprochen und verantwort-
lich fühlen. Der Einbezug von Selbsthilfestrukturen 
in die Medizin ist eine von zahlreichen Möglichkei-
ten, um gute Voraussetzungen für ein möglichst 
stabiles Netz der gesundheitlichen Versorgung zu 
knüpfen. Aber auch die Politik muss gesundheits-
fördernden Maßnahmen einen höheren Stellenwert 
beimessen. Prävention und Gesundheitsförderung 
müssen zu zentralen Bestandteilen der Gesund-
heitspolitik werden.

ko n ta k t  paritaet.darmstadt@paritaet-hessen.org
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Partizipative Planung statt  
„Rasenmäher-Einsparungen“

Frankfurt am Main gilt als Stadt des 
Geldes und das Rhein-Main-Gebiet als 
eine der prosperierendsten Regionen 
in Deutschland. Doch auch hier sind 
die Auswirkungen der Wirtschaftskri-
se zu spüren, und die Sozialdezernen-
tin und der Stadtkämmerer erklären, 
dass man auf der Basis von Jugendhil-
fe- und Sozialplanungsdaten prüfen 
will, welche Angebote noch zeitge-
mäß sind und welche Stadtteile ggf. 
über- bzw. unterversorgt sind. Dabei 
erhoffe man sich, Mittel einzusparen, 
die in die nach der Sozialplanung not-
wendigen Projekte − auch im Rahmen 
einer Berücksichtigung der Tarifstei-

Hochtaunuskreis · Main-Taunus-Kreis
Stadt Frankfurt am Main

Frankfurt am Main
R e g i o n a l
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Das Problem Pflegebedürftigkeit im Alter

So ist – nicht nur unter diesem Aspekt − die weite-
re Entwicklung einer Versorgungsstruktur für alte 
Menschen besonders wichtig. Nach neueren Un-
tersuchungen wird in den nächsten Jahren jede 
zweite Frau und jeder dritte Mann jenseits von 
70 Jahren dement. Die Gruppe der alterspflege-
bedürftigen (und zum Teil dementen) Menschen 
wird die größte Gruppe Pflegebedürftiger sein, 
die es jemals gegeben hat. Das heißt, wir wach-
sen in eine Gesellschaft hinein mit der größten 
Hilfsbedürftigkeit der Menschheitsgeschichte. 
Das Altenproblem in Deutschland muss deshalb 
dringend zukunftsfähig organisiert werden.

 
 
 
 
Die Beatles hätten bei diesem Song heute, also 
45 Jahre später, sicher eighty-four als Alter ge-
wählt, also das heutige durchschnittliche Heim-
aufnahmealter. Die Erinnerung daran, wie rasant 
wir in den letzten Jahrzehnten gesellschaftlich 

gealtert sind, offenbart zugleich auch schon die 
Absicht des Buches mit dem Titel „Leben und 
Sterben, wo ich hingehöre − Dritter Sozialraum 
und neues Hilfesystem“ von Prof. Klaus Dörner 
und des gleichnamigen Vortrages, den er im 
Rahmen einer Veranstaltung der Region Frank-
furt im SAALBAU Gutleut gehalten hatte. Dörner 
versucht, einen Weg von dem für ihn unabän-
derlichen Heimmodell zu einem „Übersprungs-
modell“ aufzuzeigen, das im bürgerschaftlichen, 
„dritten“ Sozialraum (neben privater und staatli-
cher Sphäre) vorwiegend ambulante Wohnpfle-
gegruppen-Betreuung der alten Pflegebedürfti-
gen beinhaltet. Helferinnen und Helfer sind für 
Dörner hierbei in Anlehnung an das alte Subsi-
diaritätsmodell die Pflegebedürftigen mit ihren 
verbliebenen Kräften selbst, ihre Angehörigen, 
Freunde, Nachbarn und Stadtteilbürger vor den 
Professionellen. Dieses Helfer-Setting muss zur 
Aufrechterhaltung seiner Lebensweltlichkeit 
(„wo ich hingehöre“) bürgerzentriert und darf 
nicht mehr profizentriert sein: Die Hilfe muss 
zum alten Menschen gebracht werden, statt dass 
man ihn in die Hilfesysteme transferiert.

Will you still need me
Will you still feed me
When I’m sixty-four
The Beatles, 1966
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gerung − investiert werden können. Dies bedeute, 
dass die Gesamtsumme der Zuwendungen für die 
freien Träger nicht erhöht werde. Stattdessen wol-
le man „in der Quantität sparen und in die Qualität 
investieren“. Hierzu strebe man eine schriftliche Ver-
einbarung mit den Trägern und ggf. den Dachver-
bänden an.

Für einen Dachverband wie den PARITÄTISCHEN, 
der nicht wie andere Liga-Verbände „betriebsintern“ 
umschichten und damit Ausfälle − zumindest et-
was − kompensieren kann, sondern die Interessen 
aller seiner Mitgliedsorganisationen berücksichti-
gen muss, kann diese Forderung der Kommune nur 
bedeuten, seine Mitgliedsorganisationen bei allen 
hierzu anfallenden Entscheidungsvorgängen und 
Verhandlungen zu begleiten.

Stadtteilkonferenzen als Instrument  
der Jugendhilfe- und Sozialplanung

Im Rahmen eines partizipativen Entscheidungspro-
zesses wurde nach der Worldcafé-Methode der ak-
tuelle Stand der Jugendhilfeplanung dokumentiert 
mit dem Ziel, eine fachliche Positionierung zur Wei-
terentwicklung der offenen Kinder- und Jugendar-
beit unter Berücksichtigung dessen herauszuarbei-
ten, dass: 

die offene Kinder- und Jugendarbeit als Zielgruppe

K  �alle Kinder und Jugendlichen in Frankfurt und

K  �Kinder und Jugendliche aus sozial benach
teiligten Milieus besonders berücksichtigt.

Das Ergebnis ist, dass auf der Basis von generierten 
Sozialdaten in regionalen Planungskonferenzen die 
dort tätigen freien Träger mit der Verwaltung des 
Jugendamtes und kommunalpolitischen Vertre-
tern die Umsteuerung von Angeboten beraten und 
durch den Jugendhilfeausschuss beschließen lassen. 
Merkmale dieser regionalen Planungskonferenzen 
sind, dass sie jeweils für einen der neun Sozialrat-
hausbezirke eingerichtet werden. Bedarfs- und Pro-
blemlagen sollen dort aufgenommen, die Angebote 
abgestimmt und vorhandene Ressourcen optimiert 
werden. Hervorzuheben ist auch, dass diese Pla-
nungskonferenzen die Partizipation auch von Seiten 
der Betroffenen ermöglichen. Perspektivisch soll die 
Arbeit dieser regionalen Planungskonferenzen nicht 
nur auf das Thema Jugendhilfe beschränkt bleiben, 
sondern auch die Angebote anderer Bereiche der 
sozialen Arbeit umfassen.

ko n ta k t  paritaet.frankfurt@paritaet-hessen.org

Offene Jugendarbeit beim Verein für Kultur  
und Bildung e. V. (KUBI), Frankfurt
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Wetterauer Forum gegen Armut  
und Ausgrenzung

Auf Initiative des PARITÄTI-
SCHEN hat das Wetterauer 
Forum gegen Armut und Aus-
grenzung seine Arbeit aufge-
nommen, das sich aus einer 
Fachveranstaltung des PARI-
TÄTISCHEN mit dem Wetter-
aukreis im Herbst 2010 heraus 
gegründet hatte. Vertreter/ 
-innen aus ganz unterschied-
lichen Gruppen, auch der 
anderen Liga-Verbände, ha-
ben sich dem Forum ange-
schlossen. Vorrangig sollen 
auf Basis der Sozialberichter-
stattung die entsprechenden 
Risikofaktoren für Armut, wie 
die Anzahl der Empfänger/ 
-innen von Transferleistun-
gen, die Kinderzahl, die Zahl 
der Alleinerziehenden, der 

fehlenden Abschlüsse etc., identifiziert werden, um 
möglichst gemeinsam für den Wetteraukreis nach 
Wegen zu suchen, wie Armut bekämpft bzw. mehr 
Teilhabe ermöglicht werden kann. 

In diesem Kontext hat die Wetterauer Liga Prof. Dr. 
Christoph Butterwegge als Referenten zum Thema 
„Armut in einem reichen Land“ für ihren Neujahrs-
empfang 2011 gewinnen können, an dem alljährlich 
viele wichtige Vertreter/-innen aus Politik, Verwal-
tung und Gesellschaft teilnehmen und einen Dis-
kurs über Maßnahmen gegen Armut und Ausgren-
zung führen konnten.

Veranstaltungsreihe „Armut in einem  
reichen Land“ in Offenbach

Die Liga Stadt und Kreis Offenbach hat mit dem 
Sozialdezernat des Landkreises eine vierteilige Ver-
anstaltungsreihe – ebenfalls unter der Überschrift 
„Armut in einem reichen Land“ − organisiert, um die 
verschiedenen Facetten des Themas differenzierter 
betrachten und diskutieren zu können. Ausgehend 
von der Geschichte der Armenfürsorge in Deutsch-
land und der Frage nach den Ursachen und gesell-

schaftlichen Folgen, ging es bei der zweiten Veran-
staltung um das Thema „Illusion Vollbeschäftigung“. 
Die Frage „Ist Hartz IV Armutsbremse oder Armuts-
beschleuniger?“ wurde kontrovers diskutiert. Dabei 
standen auch Strategien kommunaler Armutsbe-
kämpfung im Mittelpunkt.

Mit einem etwas anderen Blickwinkel war „Armut“ 
auch das Thema des traditionellen Neujahrsemp-
fangs der Kreisgruppe Offenbach. „Soziale Arbeit 
zwischen neuen Anforderungen und Finanznöten 
der Kommunen“ war der Titel des Gastvortrags von 
Georg Horcher, dem Fachdienstleiter Jugend und 
Soziales des Kreises Offenbach. Wenn die gemein-
nützigen Anbieter sozialer Arbeit nur noch als reine 
Dienstleister angesehen werden und sich ggf. zu 
Dumpingpreisen unterbieten müssen, um Aufträge 
zu bekommen, dann geraten diese Träger selbst in 
prekäre Situationen – die im Endeffekt keinem mehr 
gerecht werden. Es muss um die bestmögliche Leis-
tung gerungen werden, die den Betroffenen Hilfe 
zur Selbsthilfe und Teilhabe ermöglicht.

Liga-Broschüre für den Main-Kinzig-Kreis

Der PARITÄTISCHE mit seinen Mitgliedsorganisatio-
nen ist – auf regionaler und überregionaler Ebene 
− Vorreiter in der öffentlichen Diskussion der Ar-
mutsbekämpfung und dem Engagement für mehr 
Teilhabe. Bei den Maßnahmen und Strategien sind 
jedoch verbandsübergreifende Bündnisse häufig 
von großer Bedeutung. So engagiert sich auch die 
Liga der Freien Wohlfahrtspflege im Main-Kinzig-
Kreis und hat u. a. eine gemeinsame Broschüre ent-
wickelt, die das große Engagement der Wohlfahrts-
verbände für die Menschen in der Region deutlich 
macht!

Außerdem hat sich die Kreisgruppe Main-Kinzig in-
tensiv im Rahmen des „Europäischen Jahres für akti-
ves Altern und Solidarität zwischen den Generatio-
nen 2012“ mit dem demografischen Wandel befasst 
und plant dazu eine Veranstaltungsreihe.

ko n ta k t  paritaet.offenbach@paritaet-hessen.org

Wetteraukreis · Main-Kinzig-Kreis
Kreis Offenbach · Stadt Offenbach

Offenbach
R e g i o n a l
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„Mittendrin − Kultur entdecken. Frei für alle.“

Das Schwerpunktthema des PARITÄTISCHEN Hessen 
„Gegen Armut und Ausgrenzung − für Kultur und 
Teilhabe“ inspirierte eine Projektgruppe in der Regi-
onalgeschäftsstelle Wiesbaden, das Projekt „Mitten-
drin − Kultur entdecken“ gemeinsam mit den Mit-
gliedsorganisationen ins Leben zu rufen. Sie setzten 
sich zum Ziel, neue Zugänge zu den vielfältigen Kul-
turangeboten in Wiesbaden für Menschen und Fa-
milien mit niedrigem Einkommen zu ermöglichen. 
Auch in der Landeshauptstadt waren im Dezember 
2010 21,3 % aller Haushalte auf Existenzsicherungs-
leistungen angewiesen.

Nach einigen „verrückten“ Ideen entwickelte die 
PARITÄTISCHE Projektgruppe mit Unterstützung des 
Kulturamtes der Stadt Wiesbaden eine Veranstal-
tungsreihe für einen sechswöchigen Zeitraum. Ent-
scheidend war, keine Sonderveranstaltungen für die 
sogenannten Armen zu entwickeln, sondern allen 
Teilhabe als Bürger unter Bürgern zu ermöglichen. 
Dieses Ziel war nur durch Freikarten zu erreichen, die 
die Kulturinstitutionen Wiesbadens der Regionalge-
schäftsstelle für die Verteilung zur Verfügung stell-
ten. Die Karten wurden dann über die Mitgliedsorga-
nisationen als Multiplikatoren verteilt oder konnten 
in der Regionalgeschäftsstelle, dann mit Nachweis 
über den Bezug von Existenszsicherungsleistungen, 
abgeholt werden. Mit diesem Verfahren sollte die 
Verteilung an die wirklich einkommensschwachen 
Menschen, Familien und Betroffenen gewährleis-
tet werden. Durch diese Struktur und engagierte 
Überzeugungsarbeit wurden 18 Kulturveranstalter 
als Partner für ein buntes Programm gewonnen. Es 
umfasste 26 Veranstaltungen wie Konzerte, Theater-
aufführungen, Ballettproben, Jugendzirkus, Ausstel-
lungen und Stadtführungen. 

Begonnen wurde die Reihe im Jugendstilkino Ca-
ligari mit dem Animationsfilm „Ratatouille“. Diese 
kostenlose Eröffnungsveranstaltung fand regen 
Anklang und wurde von 250 Menschen besucht. 
Dass dieser Kinobesuch gerade für viele Kinder et-
was ganz Besonderes darstellte, zeigt das Resümee 
von Ulrike Schuhmacher, Geschäftsführerin der AG 
Schelmengraben: „Unsere Kinder aus dem Schel-
mengraben, Kinder im Grundschulalter, waren ganz 
begeistert vom Caligari. Ein Kino kennen die meis-
ten schon, aber kein Jugendstilkino. Die Ausstat-
tung und Atmosphäre brachten sie zum Staunen. 
Auch der Blick von der Empore auf den kompletten 
Kinosaal steigerte ihre Aufregung. 

Zum Leidwesen der 
Filmvorführerin und 
der begleitenden Frau-
en entdeckten unsere 
‚Schelmis‘ das Schat-
tenspiel. Viel spannen-
der als die laufende 
Veranstaltung war es, 
mit den Fingern Bilder 
auf die Leinwand zu 
‚werfen‘. Mehrere Kin-
der waren erstaunlich 
häufig auf der Toilette, 
bis klarwurde, die Ursa-
che der Faszination lag 
im Handwaschbecken. 
Um das Wasser zum 
Laufen zu bringen, ge-
nügt aufgrund der Sensoren eine Handbewegung. 
Ein solches Modell war ihnen noch nie begegnet.“

Dieses Beispiel zeigt, dass nicht nur die 492 Frei-
karten zum Erfolg der Veranstaltungsreihe führten, 
sondern dass die Ermutigung und Begleitung der 
Mitarbeiter/-innen aus den paritätischen Mitglieds-
organisationen den Menschen Mut machte, sich in 
die für sie fremden Kulturstätten Wiesbadens zu wa-
gen. Einige fragten sich, ob sie die richtige Kleidung 
für Theater, Ballett und Konzert besitzen, ob sie von 
den „Reichen“ gemustert und bewertet werden. 
Zudem stellte auch der Fahrweg für viele aus den 
Randgebieten eine Hürde dar. Einige der einkom-
mensschwachen Familien kennen nur ihr Wohnge-
biet und verlassen ihren Stadtteil selten. Die Reso-
nanz der Besucher/-innen spricht für sich. O-Ton: 
„Die Veranstaltungsreihe war etwas Besonderes und 
etwas Neues, was ich bisher noch nicht angeboten 
bekommen habe. Es wurden die Türen geöffnet für 
Dinge, für die ich leider kein Geld habe.“

Der Erfolg des Projekts bestätigt das Ziel, das Pro-
jekt „Mittendrin − Kultur entdecken in Wiesbaden“ 
zu etablieren und damit einen nachhaltigen Beitrag 
gegen Ausgrenzung und für kulturelle Teilhabe zu 
leisten. Das Kulturamt der Stadt Wiesbaden unter-
stützt die Fortführung auch 2012.

ko n ta k t  paritaet.wiesbaden@paritaet-hessen.org

Rheingau-Taunus-Kreis
Stadt Wiesbaden

Wiesbaden
R e g i o n a l

g e s c h ä f t s s t e l l e
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Die Mitarbeiter/-innen sind in folgenden 
Bereichen und Einrichtungen tätig:

Die PARITÄTISCHE Projekte gemeinnützige GmbH 
wurde im Jahr 2000 als 100%ige Tochtergesell-
schaft des PARITÄTISCHEN Landesverband Hessen 
e. V. gegründet. Als Trägerin unterschiedlicher so-
zialer Einrichtungen und Dienste in Hessen, die in 
vielfältigen Feldern sozialer Arbeit aktiv sind, ist die 
PARITÄTISCHE Projekte gemeinnützige GmbH stets 
der Unterstützung und Förderung, Ausbildung, 
Beschäftigung und (Wieder-)Eingliederung der ihr 
anvertrauten Menschen verpflichtet. Insbesondere 
den von gesellschaftlicher Teilhabe ausgegrenzten 
oder von Ausgrenzung bedrohten Menschen und 
sozialen Gruppen gilt ihr Engagement.

Die PARITÄTISCHE Projekte gemeinnützige GmbH 
ist darüber hinaus auch Initiatorin oder Partnerin 
innovativer Projekte mit modellhafter Bedeutung – 
nachrangig gegenüber bzw. im Einvernehmen mit 
den Mitgliedsorganisationen des PARITÄTISCHEN 
Hessen.

Kontakt
Paritätische Projekte  
gemeinnützige GmbH 
Auf der Körnerwiese 5 
60322 Frankfurt am Main 

Telefon: 0 69 / 95 52 62-0 
Fax: 0 69 / 55 12 92 
E-Mail: info@paritaet-projekte.org 

www.paritaet-projekte.org 
www.paritaet-selbsthilfe.org

P A R ITÄTISCHE          
g e s e l l s c h a f t e n

PARITÄTISCHE Projekte
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ParRAT GmbH: Wir bieten Lösungen – 
individuell und passgenau

Die Paritätische Beratungsgesellschaft ParRAT GmbH 
bietet individuelle, passgenaue Lösungen in finanz- 
und betriebswirtschaftlichen Fragen im sozialen, 
gemeinnützigen Bereich.

Die Angebote richten sich an Mitgliedsorganisatio-
nen des PARITÄTISCHEN Wohlfahrtsverbandes; ein-
zelne Leistungen können auch von externen Orga-
nisationen in Anspruch genommen werden.

Gesellschafter sind die PARITÄTISCHEN Landesver-
bände Hessen und Rheinland-Pfalz/Saarland e. V.

Unser Angebot 

Kunde

Fachberater/-innen der ParRAT GmbH Kooperationspartner

Unterstützung durch interdisziplinäre Teams

Krisen-
management

Ausgründung

Projekt-
management

Qualitäts-
management

Rechts-
begleitung

Unterstützung 
bei Buchhaltungs-

problemen

Organisations-
entwicklung

Finanz- und 
Wirtschafts-

beratung

Begleitung in 
Steuerfragen

Controlling
Prüfwesen 

auf freiwilliger 
Basis

Kontakt
Paritätische Beratungsgesellschaft  
ParRAT GmbH
Auf der Körnerwiese 5 
60322 Frankfurt am Main 
Telefon: 0 69 / 95 52 62-40
Fax: 0 69 / 95 52 62-32
E-Mail: gmbh.hessen@paritaet.org
www.parrat.de  
www.paritaet-hessen.org

P A R ITÄTISCHE          
g e s e l l s c h a f t e n

Paritätische Beratungsgesellschaft 
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Titel: ZirkuTopia e. V., Kassel

S. 5, 6, 8, 10, 12, 16, 20, 22: fotolia

S. 7: 	� Club Behinderter und ihrer Freunde in 
Frankfurt und Umgebung e. V. (CeBeeF)

S. 9: 	� PARITÄTISCHE Projekte gemeinnützige 
GmbH

S. 10: 	�Logo, Postkarte: Liga der Freien 
Wohlfahrtspflege in Hessen

S. 11: 	�ASB Wohnen und Pflege Karben GmbH

S. 13: 	�Mu-Ki-Va Treffpunkt für Frau und Familie 
e. V., Frankfurt

S. 14: 	�Broschüre: Hess. Landesstelle für 
Suchtfragen e. V., Frankfurt

S. 17-18: �Broschüren: PARITÄTISCHER 
Gesamtverband 

S. 19: 	�Flyer: Arbeit und Bildung e. V., Marburg

S. 21: 	�PARITÄTISCHER Gesamtverband (fotolia)

S. 23–25: PARITÄTISCHER Hessen

S. 26: 	�Verein zur Förderung von Menschen mit 
Behinderungen Darmstadt e. V.

S. 33-36: PARITÄTISCHER Hessen

S. 38: 	�Liga der Freien Wohlfahrtspflege in 
Hessen, AOK – Die Gesundheitskasse 
Hessen, PARITÄTISCHER Hessen

S. 40: 	�Deutsches Sozialwerk e. V., Harreshausen

S. 41: 	�Verein für Kultur und Bildung e. V. (KUBI), 
Frankfurt

S. 42- 43: PARITÄTISCHER Hessen



 

Seit 50 Jahren 
im Dienst des PARITÄTISCHEN

Partner für Versicherungs-
angelegenheiten des PARITÄTISCHEN, 
seiner Mitgliedsorganisationen 
und Beschäftigten

  für Versicherungen, Risikominimierung und 
 Schadenbetreuung

  für die Gestaltung von 
 Altersvorsorgelösungen

  als Versicherungsstelle für Menschen mit 
 Behinderung und chronisch Kranke
 www.versicherungsstelle-ccb.de

Union Versicherungsdienst GmbH
Paritätische Vorsorge
Zentrale
Klingenbergstraße 4  32758 Detmold
Telefon +49 (0) 5231 603-0  Telefax +49 (0) 5231 603-197

Niederlassung Frankfurt
Lurgiallee 6 – 8  60439 Frankfurt 
Telefon +49 (0) 69 957345-0  Telefax +49 (0) 69 5890371

E-Mail: info@union-verdi.de  info@paritaetische-vorsorge.de
www.union-verdi.de   www.paritaetische-vorsorge.de
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